
 

GEMEINDE MASTRILS 
BAUGESETZ 

Das Baugesetz wurde ergänzt mit Eintragungen bezogen auf das am 1. November 2005 
in Kraft getretene kantonale Raumplanungsgesetz (KRG) mit kantonaler Raumpla- 
nungsverordnung (KRVO). 
Soweit das neue kantonale Raumpianungsrecht Bestimmungen enthält, die genoss Art. 
107 Abs. 2 KRG als ııunmittelbar anwendbar" gelten, sind die entsprechenden Regelun- 
gen im vorliegenden Baugesetz gestrichen worden (es sei denn, es handle sich um eine 
Materie, bezüglich derer die Gemeinde nach Art. 22 Abs. 3 KRG ııstrengere Bestim- 
mungen" erlassen hat). 
Im Übrigen wurden einige nützliche Hinweise und Bemerkungen angebracht. 

Chur, Mai 2006 
Staufer & Siudcıch Raumentwicldung 

vom 16.12.1994 / 15.08.1995 / revidiert (Art. 66bis) 15.12.2000/ revidiert (Art. 21) 5.12.2003 
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Gestützt auf das Raumplanungsgesetz für den Kanton Graubünden vom 20. Mai 1973 
(KRG) und in Anwendung der Vorschriften des eidgenössischen Raumplanungsgeset- 
zes vom 22. Juni 1979 (RPG) erlässt die 

0.021.00 

G E M E I N D E M A S T R  I L S  

nachstehendes 

B A u G E S E T Z  

I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Zweck Art. 1 

1 Das Baugesetz (BauG) ordnet die zweckmässige Nutzung des Bodens und die bauli- 
che Entwicklung der Gemeinde. Es fördert insbesondere die Wohniichkeit des Ortes, 
die Erhaltung der Schönheit und Eigenart der Landschaft sowie den Schutz der natür- 
lichen Lebensgrundlagen. 

Geltungsbereich Art. 2 

1 Das Baugesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet. Seine Vorschriften finden Anwen- 
dung auf sämtliche der Bewilligungspflicht untcrlicgcndcn Bauten und Anlagen sowie 
baulichen Massnahmen. 

2 Bestehende Bauten und Anlagen, die diesem Baugesetz nicht entsprechen, dürfen 
nur unterhalten werden. Geringfügige Änderungen können bewilligt werden, wenn 
keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

3 Neben den Gemcindebauvorschriften sind die für ein Bauvorhaben anwendbaren Bo- 
stimmungen des eidgenössischen und kantcnalen Rechte einzuhalten. im Verhältnis 
unter Nachbarn gelten neben den Gemeindebauvorschriften insbesondere die Be- 
stimmungen des Schweizerischen Zivilgesetzbuchcs (ZGB) und das bündnerischen 
Eintührungsgesetzes zum Zivilgesetzbuch (EGzZGB). 
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Baubehörde 

8 0.021.00 
Art. 3 

1 Baubehörde ist der Gemeindevorstand. 

2 Ihr obliegt der Vollzug dieses Gesetzes sowie die Anwendung eidgenössischer und 
kantonaler Vorschriften, soweit die Gemeinde hiefür zuständig ist. 

3 Bei Bedarf kann die Baubehörde sachkundige Berater beiziehen. 

Baukommission Art. 4 

1 Die Baukommission besteht aus drei Mitgliedern. Der Baufachchef gehört der Kom- 
mission von Amtes wegen an. Die beiden übrigen Mitglieder werden vom Gemeinde- 
vorstand jeweils für eine Amtsdauer von 4 Jahren gewählt. Sie müssen dem Vorstand 
nicht angehören. 

2 Die Baukommission konstituiert sich selbst. Sie ist beschlussfähig wenn mindestens 
2 Mitglieder anwesend sind. 

3 Die Baukommission hat die Baugesuche auf ihre Recht- und Zweckmässigkeit zu prü- 
fen und alle übrigen Geschäfte der Baubehörde vorzubereiten. Sie stellt der Baube- 
hörde Antrag. 

4 Die Baukommission führt die Baukontrolleur und die Bauabnahrnen durch. 

Ausnahmebewilligung 
Art. 82 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 5 

* Die Baubehörde kann, wenn aussererdcntliche Verhältnisse vorliegen und die Einhal- 
tung der gesetzlichen Bestimmungen eine unverhältnismässige Härte bedeuten wür- 
de, Ausnahmen von einzelnen Vorschriften gewähren, wenn dadurch keine 
öffentlichen Interessen verletzt werden. 

2 Ein Anspruch auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung besteht nicht. 

3 Die Ausnahmebewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen verknüpft, befristet 
oder als widerrufbar (Revers) erklärt werden. 
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Planungszone 
Art. 21 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 6 

4 Wird eine Planungsmassnahrne in die Wege geleitet, so kann die Baubehörde für die 
entsprechenden Gebiete eine Planungszene erlassen. Diesc ist im Kantensamtsbiatt 
und auf ertsübiiche Weise bekanntzugeben. 

g. In der Planungszone werden Bauten und Anlagen nicht bewilligt, wenn sie der verge 
sehenen Maßnahme widersprechen oder ihre Ausführung beeinträchtigen könnten. 

s Die Ptanungszene kann von der Baubehörde für längstens ein Jahr angeordnet und 
rnit Zustimmung das zuständigen kantonalen Departementes angemessen verlängert 
werden. 

Planungsmittel Art. 7 

1 Zur Ergänzung des Baugesetzes dienen folgende Planungsmittek 

a) Von der Gemeindeversammlung erlassen: 

Richtplan 
Zonenplan 
Genereller Gestaltungsplan 
Genereller Erschliessungsplan 

b) Vom Gemeindevorstand erlassen: 

Quartierpläne 

II RICHTPLANUNG 

Gemeinderichtplan Art. 8 

1 Der Gemeinderichtsplan legt die Grundzüge der künftigen Nutzung, Erschliessung 
und Gestaltung des Gemeindegebietes nach den Bedürfnissen der Gemeinde und in 
Übereinstimmung mit den regionalen und kantonalen Richtplänen fest. 

2 Der Richtplan ist für die Organe der Gemeinde verbindlich, nicht aber für die Grundei- 
gentümer. 

3 Der Richtplan und seine Änderungen unterliegen der Abstimmung in der Gemeinde- 
versammlung. Das Auflageverfahren richtet sich sinngemäss nach Art. 13 BauG. Im 
Übrigen gelten die Vorschriften des kantonalen Raumplanungsgesetzes. 
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ııı GRUNDORDNUNG 

1. Allgemeines 

Grundordnung 
Art. 22 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 9 

il- Die Grundordnung besteht aus dem Baugcsetz, dem Zoncnplan, dem Goncrollon 
Gostaltungsplan und dem Goncrollon Erschliossungsplan. 

2 Das Baugesetz und die Pläne der Grundordnung sind für jedermann verbindlich. 

Zonenplan Art. 10 

1 Der Zonenplan ordnet die Nutzung des Gemeindegebietes. Er bezeichnet die Bauzo- 
nen, die Land und Forstwirtschaftszonen, die Schutz- und Erholungszonen sowie das 
übrige Gemeindegebiet. 

2 Der Zonenpian unterscheidet Zonen der Grundnutzung und Zonen überlagerter Nut- 
zung. Die Zonen der Grundnutzung bestimmen allgemein die zulässige Nutzung des 
Bodens. Die überlagerten Zonen enthalten ergänzende Nutzungsvorschriften, welche 
neben den Bestimmungen der Zone der Grundnutzung zu beachten sind. 

3 Im Zonenplan werden die Empfindlichkeitsstufen bezeichnet. Für ihre Ausscheidung 
und Anwendung gelten die Vorschriften der Umweltschutzgesetzgebung. 

Genereller Gestaltungsplan Art. 11 

1 Der Generelle Gestaltungsplan enthält als Bestandteil von Baugesetz und Zonenplan 
Vorschriften über die Gestaltung und Erhaltung von Bauten oder Baugruppen, der 
Siedlung und der Landschaft. 

2 Der Generelle Gestaltungsplan bezeichnet Gebiete, in denen Bauvorhaben nur auf 
Grund rechtskräftiger Quartierpläne bewilligt werden. Im Generellen Gestaltungsplan 
können ausserdem Bau- oder Baugestaltungslinien, insbesondere zum Schutz von 
Strassenzügen, Plätzen, Gewässerufern oder Waldrändern gezogen werden. 

3 Die im Generellen Gestaltungsplan bezeichneten erhaltenswerten Hecken, Feldgehöl- 
ze und Bäume dürfen nicht zerstört oder gerodet werden. Sie sind in ihrem Charakter 
zu erhalten. 
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Genereller Erschliessungsplan 
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Art. 12 

1 Der Generelle Erschliessungsplan legt die Anlagen der Grund- und Groberschliessung 
für das ganze Gemeindegebiet fest. Er kann Anlagen der Feinerschliessung festlegen 
für Gebiete, die nicht im Quartierplanverfahren erschlossen werden. 

2 Der Generelle Erschliessungsplan enthält die zur Freihaitung von Verkehrsflächen 
und von wichtigen Leitungen erforderlichen Baulinien. Die durch Verkehrsanlagen 
oder Baulinien belasteten Flächen dürfen ober- und unterirdisch nicht überbaut wer- 
den. 

3 Die in den Generellen Erschliessungsplan aufgenommenen Fuss- und Wanderwege 
sind nach der Erstellung der erforderlichen Weganiagen öffentlich begehbar. Die 
Grundeigentümer haben den Bau der Wege zu dulden und dürfen deren Benützung 
weder verhindern noch erschweren. Sie werden für die Duldung der Wege von der 
Gemeinde angemessen entschädigt. Kann die Entschädigung nicht gütlich geregelt 
werden, ist sie durch die zuständige Enteignungskommission festzulegen. 

4 Der Generelle Erschliessungsplan kann Massnahmen zur Verkehrsberuhigung vorse- 
hen. 

5 Der Generelle Erschliessungsplan dient als Grundlage für die generellen Projekte und 
für die Finanzierung der Erschliessung. 

Verfahren 
Art. 47 - 50 KRG und Art. 12 -15 KRVO sind unmittelbar anwendbar 

Art. 13 

ı Der Erlass und die Abänderung des Baugesctzes, des Zsncnplenes sowie des Gene 
relaxen Gestaltungs- und Erschliessungsplanes unterliegen der Abstimmung in der 
Gemeindeversammlung. 

2 Bauvorschriften und Pläne sind vor der Abstimmung während 30 Tagen in der Ge 
meinde öffentlich aufzulegen. Die Auflage ist in der ortsüblichen Weise bekanntzuge - 
ben. Die öffentliche Auflage ist zu wiederholen, wenn die Bauvorschriften oder Pläne 
nach der Planauflage wesentliche Anderungen erfahren. Betreffcn die Anderungen 
lediglich einzelne Grundeigentümer, so kann anstelle der öffentlichen Auflage diesen 
persönlich die Möglichkeit zu Abänderungswünschen und Anträgen eingeräumt wcr- 

% ' 

e Während der Auflagefrist kann jedermann beim Gemeindevorstand schriftlich Abän- 
dcrungewüneche und Anträge einreichen. Dieser entscheidet über die Eingaben und 
gibt den Antrageteilcrn eeincn Bescheid vor der Volksabstimmung echriftiich bekannt. 

4 Beschlüsse der Gemeinde über Erlass oder Abänderung des Baugesetzcs sowie der 
Pläne der Grunderdnung sind öffentlich unter Hinweis auf die Beschwerdemöglichkeit 
bekanntzugeben. 
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2. Bauvorschriften 
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2.1. Gestaltung und Situierung von Bauten und Anlagen 

Gestaltung 
Art. 73/1 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 14 

1, Alle Bauten und Anlagen sind architektonisch gut zu gestalten und in die Umgebung 
und den Charakter der Landschaft einzufügen. 

2 Bauvorhaben und Renovationen irgendwelcher Art, die das Dorf- oder Landschaftsbild 
verunstalten oder stören würden, dürfen nicht bewilligt werden. 

3 Neubauten sind mit besonderer Sorgfalt in das gewachsene Gelände einzufügen. Die 
Umgebung der Bauten ist natürlich zu gestalten. Terrassierungen, Mauern, Aufschüt- 
tungen oder Abgrabungen dürfen nur bewilligt werden, wenn sie die natürliche Boden- 
form nicht erheblich verändern. 

Dächer Art. 15 

1 Die Dachgestaltung ist den am Ort vorherrschenden Formen, Farben und Materialien 
anzupassen. 

2 O Es sind in der Regel Satteldächer mit einer Neigung von 18 o - 30 A.T. zu erstellen. 
Die Baubehörde kann die Firstrichtung der Dächer im Einzelfall festlegen. Pult- und 
Flachdächer sowie alle ortsfremden Dachkonstruktionen sind auf freistehenden Bau- 
ten nicht zulässig. 

3 Bei Bauten in der Gewerbe-Wohnzone, der Gewerbezone und in der Parkplatzzone 
sowie für kleinere Anbauten können Pult- und Flachdächer gestattet werden. 

4 Dacheinschnitte, Dachaufbauten und in der Dachfläche liegende Fenster dürfen nur 
zugelassen werden, wenn dadurch die Gesamtwirkung der Baute in keiner Weise be- 
einträchtigt wird. Dachaufbauten dürfen nicht mehr als 1 m über die Dachhaut hinaus- 
ragen. Die Baubehörde kann aus ästhetischen Gründen niedrigere Dachaufbauten 
vorschreiben. Die Gesamtbreite der Dachaufbauten darf 1/3 der Gebäudelänge nicht 
überschreiten. 
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Garagen 
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Art. 16 

I 

1 Garagen sind in der Regel in die Gebäude ein oder an diese einzugliedern. 

2 Freistehende Garagen dürfen nur zugelassen werden, wenn sie sich am vorgesehe- 
nen Standort harmonisch in die Landschaft einfügen. 

3 Die Baubehörde kann besondere Anordnungen bezüglich Standort und Ausgestaltung 
von Garagen treffen und insbesondere auch die Dachgestaltung vorschreiben. 

Balkone Art. 17 

1 Balkone sind mit besonderer Sorgfalt zu gestalten. Sie sind in der Regel als einsprin- 
gende überdeckte Räume auszubilden. , 

Einfriedungen Art. 18 

1 Einfriedungen dürfen das Strassen-, Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 

2 Die Baubehörde kann störende Zäune, Mauern, Wände und Lebhäge verbieten, ihre 
Beseitigung anordnen oder einen angemessenen Unterhalt verlangen. 

3 Stacheldrahtzäune sowie feste Zäune aus anderen gefährlichen Materialien wie 
Drahtgitter oder Plastik sind auf dem ganzen Gemeindegebiet verboten. Bestehende 
Zäune aus Stacheldraht oder anderen gefährlichen Materialien sind innert 3 Jahren 
seit Inkrafttreten dieser Bestimmung zu entfernen. Die Baubehörde trifft die erforderli- 
chen Anordnungen zur Beseitigung gefährlicher Zäune. Nötigenfalls ordnet sie die Er- 
satzvornahme an. 

Reklamen, Schaukästen, Automaten Art. 19 

1 Reklameanlagen wie Verkaufstafeln, Schilder und Leuchtreklamen sowie Schaukäs- 
ten und Verkaufsautomaten sind nur zu gestatten, wenn sie das Stressen-, Orts- und 
Landschaftsbild und die Nachbarschaft in keiner Weise beeinträchtigen. 

2 Plakate dürfen nur an den von der Baubehörde bezeichneten Stellen angebracht wer- 
den. Reklamen, mit Ausnahme von Hinweistafeln für ortsansässige Betriebe sind nur 
an Geschäftshäusern für die dort hergestellten oder angebotenen Produkte oder 
Dienstleistungen zulässig. 

3 Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und kantonalen Vorschriften über die An- 
bringung von Reklamen im Strassenbereich. 
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Elektrische Leitungen, Antennen 
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Art. 20 

1 Neue elektrische Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. Die Baubehörde kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen gestatten. 

2 Aussenantennen sind als Gemeinschaftsantennen auszuführen oder an einem geeig- 
neten Ort des Gebäudes zusammenzufassen. Sie dürfen das Ortsbild nicht beein- 
trächtigen. 

Waldabstand, Gewässerabstand 
Art. 78 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 21 

ı Bauten und Anlagen haben gegenüber dem Hochwald einen Abstand von 10 m, ge 
genüber dem Niedenlvald einen Abstand von 5 m einzuhalten. Der Waldabstand be- 
misst sich beim festgestellten Wald ab Waldgrenze, sonst ab der Waldgrenze 
genoss Ausscheidung durch den Forstdienst im Einzelfall. Die Definition von Hech- 
bzw. Niederwalt erfolgt durch den Forstdienst im Einzelfall. 

2 Gegenüber öffentlichen Gewässern ist ein Abstand von 10 in einzuhalten. Der Ge- 
wässerabstand bemisst sich bei vermarkten Gewässern ab Parzcllengrenze, bei nicht 
vermarkten Gewässern vom Schnittpunkt des mittleren Semmerwaeeeretandes mit 
der Uferböschung. 

3 Vorbehalten bleiben besondere Wald- und Gewässcrabstandelinien, die irn Zenenplan 
oder im Generellen Gestaltungsplan festgelegt werden. 

Wohnwagen und Wohnmobile Art. 22 

1 Das ständige Stationieren von bewohnten Wohnwagen und Wohnmobilen ist auf dem 
ganzen Gemeindegebiet verboten. 

2.2. Ausführung, Betrieb und Unterhalt von Bauten und Anlagen 

Ausführung von Bauten und Anlagen 
Art. 80 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 23 

1 Alle Bauten und Anlagen haben jede mögliche Rücksicht auf die Reinheit der Luft und 
der Gewässer, auf die Natur und auf das Wohlbefinden der BewOhner zu nehmen. 
Bei Bauten mit erheblichem Publikumsverkehr und bei Verkehrsanlagen ist auf die 
Bedürfnisse behinderter Personen Rücksicht zu nehmen. 
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2 Bauten und Anlagen sind nach den anerkannten schweizerischen Regeln der Bau 
Kunde zu erstellen. Sie haben den geltenden gcsundheits , Feuer und gewerbcpeli 
zeiliehen Bestimmungen sowie den Vorschriften des Arbeitcrechtes, der Energie- und 
Umwcltschutzgesctzgebung zu genügen. 

3 Bestehende Bauten und Anlagen, die den gesetzlichen Anforderungen nicht mehr ge- 
nügen, sind bei Umbauten und Renovationen den geltenden Vorschriften anzupas- 
sen, soweit dies technisch möglich und für den Eigentümer zumutbar ist. 

Wohnhygiene Art. 24 

1 Wohn- und Schlafräume müssen im Mittel um 1/2 der Raumhöhe und mit mindestens 
einer Fassade vollständig über den Erdboden hinausragen. Die Fenstertläche hat 
mindestens 1/10 der Bodenfläche zu betragen. 

2 Arbeitsräume im Untergeschoss sind erlaubt. Diese müssen jedoch einwandfrei belüf- 
tet und isoliert sein. 

Energiehaushalt Art. 25 

1 Neubauten, wesentliche Umbauten und Erweiterungen haben den jeweils geltenden 
kantonalen Energievorschriften zu entsprechen. 

Art. 82/3 KRG ist unmittelbar anwendbar 

2 Werden an bestehenden Bauten oder Anlagen Nachiselatienen ausgeführt, darf von 
Gebäude- und Firsthöhen, Gebäudelängen sowie Grenz- und Gebäudeabstånden um 
Iselatiensstärke abgewichen werden. 

Schallschutz Art. 26 

1 Neubauten, wesentliche Umbauten und Erweiterungen haben den eidgenössischen 
Lärmschutzbestimmungen zu entsprechen. 

2 Die Empfindlichkeitsstufen zur Bestimmung der Belastungsgrenzwerte sind aus dem 
Zonenplan ersichtlich. 
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Art. 27 

1 Bauten und Anlagen, von denen Emissionen wie Lärm, Luftverunreinigungen, Er- 
schütterungen, Licht, Strahlen oder Verunreinigungen des Bodens ausgehen, haben 
den geltenden eidgenössischen und kantonalen Vorschriften zur Begrenzung der 
Umweltbelastung zu genügen. Die Einwirkungen sind gesamtheitlich und unter Ein- 
bezug der zu erwartenden Entwicklung zu beurteilen. 

2 Bauten und Anlagen, von denen Lärmemissionen ausgehen, haben die Vorschriften 
über Emissionsbegrenzungen der eidg. Lärmschutzverordnung einzuhalten. Die 
Lärmimmissionen dürfen insbesondere die in den betroffenen Gebieten geltenden 
Lärmbelastungsgrenzwerte nicht überschreiten. Die Baubehörde ermittelt die Aus- 
senlärmimmissionen, wenn sie Grund zur Annahme hat, dass die massgebenden 
Belastungsgrenzwerte überschritten sind oder ihre Uberschreitung zu erwarten ist. 

3 Bauten und Anlagen, von denen Luftverunreinigungen ausgehen, haben die Vorschrif- 
ten über Emissionsbegrenzungen der eidg. Luftreinhaiteverordnung einzuhalten. Bei 
Bauten und Anlagen, welche Luftverunreinigungen verursachen, ist mit dem Bauge- 
such eine Emissionserklärung einzureichen. Sind erhebliche Emissionen zu erwarten, 
kann die Baubehörde eine lmmissionsprognose verlangen. 

4 Bestehende Bauten und Anlagen, die den eidgenössischen Vorschriften zum Schutz 
der Umwelt nicht genügen, sind nach den Vorschriften des Bundes und den Anord- 
nungen der zuständigen kantonalen Behörden zu sanieren. 

Dachwasser und Schneefang Art. 28 

1 Dachwasser darf nicht auf öffentliche Strassen, Wege und Plätze abgeleitet werden. 

2 Wo es die Verhältnisse erfordern, sind auf den Dächern Schneefangvorrichtungen 
anzubringen. 

3 Wird durch abfliessendes Wasser, Eisschlag oder Schneerutsche von Bauten oder 
Anlagen die öffentliche Sicherheit gefährdet, hat der Grundeigentümer die notwendi- 
gen Massnahmen zur Beseitigung der Gefährdung zu treffen. Bleibt er untätig lässt 
die Baubehörde die erforderlichen Massnahmen auf seine Kosten durch Dritte aus- 
führen. 

Störungen von landwirtschaftlichen Bauten und Anlagen Art. 29 

1 Misthaufen und Jauchekasten sind so anzulegen, dass keine schädlichen oder lästi- 
gen Einwirkungen auf die Nachbarschaft entstehen. Sie sind mindestens 2.00 m von 
öffentlichen Stressen und Wegen entfernt zu plazieren. 
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2 Die Baubehörde kann geeignete und für den Grundeigentümer zumutbare Vorkehren 
zur Verhinderung nachteiliger Einwirkungen anordnen. Sie kann insbesondere den 
Betrieb mechanischer Anlagen wie Heugebläse, Heubelüftungen u.ä. zeitlich be- 
schränken oder die nötigen Vorkehren zur Verminderung der Einwirkungen verlan- 
gen. 

Bauarbeiten Art. 30 

1 Bei Bauarbeiten aller Art sind die zum Schutz der Arbeiter, der Anwohner und der 
Strassenbenützer sowie die zur Sicherung des öffentlichen Verkehrs und öffentlicher 
oder privater Anlagen erforderlichen Massnahmen zu treffen. 

2 Die Baubehörde ist befugt, bei Bauarbeiten, die Lärm, Erschütterungen, Staub oder 
lästige Gerüche verursachen, zum Schutz der Wohnbevölkerung die Bauzeiten zu 
bestimmen. . 

3 Baustellenabwasser ist je nach Abwasserart und Anfall zu behandeln, bevor es in die 
Kanalisation oder in einen Vorfluter eingeleitet wird. Das Verbrennen von Abfällen auf 
Baustellen ist untersagt. 

Gewässerschutz Art. 31 

1 Sämtliche Bauvorhaben dürfen nur bewilligt werden, wenn die eidgenössischen, kan- 
tonalen und kommunalen Vorschriften zum Schutz der Gewässer eingehalten sind. 

2 Der Anschluss überbauter oder zur Überbauung vorgesehener Liegenschaft an die 
Gemeindekanalisation richtet sich nach dem Reglement für die Wasserversorgung 
und die Abwasserbeseitigung. 

Unterhalt von Bauten und Anlagen Art. 32 

1 Bauten und Anlagen sind stets in gutem Zustand zu halten. 

Art. 73/3 und 79/4 KRG ist unmittelbar anwendbar 

2 Gefährdet ein mangelhaft unterhaltenes Bauwerk Menschen und Tiere oder fremdes 
Eigentum oder wirkt es verunstaltend, verpflichtet die Baubehörde den Eigentümer zu 
den erforderlichen Maßnahmen. Kommt er den Weisungen nicht nach, lässt die 
Baubehörde die notwendigen Massnahmen auf seine Kosten ausführen. 

3 Diese Vorschriften gelten sinngemäss auch für Einfriedungen, Mauern, Werk-, Lager- 
und Bauplätze, Erschliessungswerke sowie Geländeveränderungen, die durch Abgra- 
bungen oder Auffüllungen entstanden sind. 
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2.3. Öffentlicher und privater Grund- und Luftraum 
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Beanspruchung des öffentlichen Grundes und Bodens sowie 
der öffentlichen Gewässer Art. 33 

1 Gesteigerter Gemeingebrauch an öffentlichem Grund und Boden ist nur mit Bewilli- 
gung des Gemeindevorstandes zulässig. 

2 Der Gemeindevorstand kann insbesondere für Bauarbeiten die vorübergehende Be- 
nützung des öffentlichen Grundes bewilligen. Mit der Bewilligung sind die für die Si- 
cherung des öffentlichen Verkehrs und der öffentlichen Anlagen notwendigen 
Bedingungen und Auflagen zu verbinden. 

3 Eine über den gesteigerten Gemeingebrauch hinausgehende Sondernutzung an öf- 
fentlichem Grund und Boden oder an öffentlichen Gewässern ist nur mit Konzession 
der Gemeindeversammlung zulässig. 

Benützung des öffentlichen Luftraums Art. 34 

1 Die Baubehörde kann die Benützung des öffentlichen Luftraumes durch Erker, Balko- 
ne oder andere ausladende Gebäudeteile sowie für Fensterläden, Tür- und Torflügel, 
Firmenschilder user. bewilligen, wenh die Benützung des öffentlichen Grundes nicht 
erschwert wird, die Verkehrssicherheit gewährleistet ist und keine anderen öffentli- 
chen Interessen entgegenstehen. 

Beanspruchung des Privatbodens Art. 35 

1 Die Gemeinde ist befugt, im öffentlichen Interesse auf Privatgrundstücken, Verkehrs'- 
schilder, Hydranten, Strassentafeln, Beleuchtungskörper, Hausnummern, Höhen- und 
Vermessungspunkte user. entschädigungslos anzubringen. Berechtigten Wünschen 
der Grundeigentümer ist Rechnung zu tragen. 

2.4. Erschliessungsvorschriften 

Baureife 
Art. 72 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 36 

1, Neubauten und Umbauten mit Zweckändorungen dürfen nur auf baureifen Grundstü- 
cken erstellt werden. Ein Grundstück gilt als baureif, wenn 

1. seine Form und Grasse eine zonengemässc Überbauung gestattet und wenn eine 
im betreffenden Gebiet beabsichtigte Quarticrplanung nicht präjudiziert wird und 
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2. alle für die betreffende Nutzung erforderlichen Anlagen für die Zufahrt, die Wasser- 
und Energieversorgung und die Abwasserbeseitigung vorhanden sind und die ver- 
bindliche Zu -Sicherung des Bauwilligen vorliegt, dass die betreffenden Anlagen 
nach den Plänen der Gemeinde ausgeführt und spätestens bis zur Vollendung der 
Neu oder Umbauten fertiggestellt werden. 

2 Die Baubehörde kann in Fällen, in denen die Erschliessungsanlagen erst mit den 
Neubauten erstellt werden, die Erteilung der Baubewilligung davon abhängig machen, 
dass die mutmasslichen Kosten für eine allfällige Vollendung der Erschliessungsanla- 
gen durch die Gemeinde vom Bauherrn sichergestellt werden. 

Art. 89/3 KRG ist unmittelbar anwendbar 

s Ist die Bauherrschaft nicht Eigentümer der für die Erschliessung erforderlichen Anla- 
gen oder des hiefür benötigten Bodens, wird die Baubewilligung nur erteilt, wenn sich 
die Bauherrsohatt über den Besitz der erforderlichen Rechte für die Erstellung und 
Benützung der Anlagen eueweist. . . 

Verkehrssicherheit Art. 37 

1 Bauliche Anlagen wie Einmündungen, Ausfahrten und Ausgänge auf Strassen, Wege 
und Plätze dürfen die Benützer der Verkehrsanlagen nicht gefährden. 

2 Bei Einstellhallen und Garagen mit direkter Ausfahrt auf öffentliche Strassen, Wege 
oder Plätze ist ein Vorplatz von mind. 5.00 m Tiefe vorzusehen, auf dem das Fahr- 
zeug abgestellt werden kann, ohne den öffentlichen Strassenraum zu beanspru- 
chen. 

3 Rampen dürfen eine maximale Neigung von 12 % aufweisen. Bei Vorliegen besonde- 
rer Verhältnisse kann die Baubehörde Ausnahmen gestatten. 

4 

5 

Die Baubehörde trifft die erforderlichen Anordnungen zur Gewährleistung der Ver- 
kehrssicherheit. Sie kann insbesondere die Beseitigung bestehender verkehrsbehin- 
dernder Ausfahrten und Anlagen verfügen. Die dadurch entstehenden direkten 
Kosten sind dem betroffenen Grundeigentümer zu vergüten. 
im Bereich von Kantonsstrassen dürfen neue Anlagen oder Abänderungen bestehen- 
der Anlagen nur mit Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde gestattet wer- 
den. 

Abstellplätze für Motorfahrzeuge Art. 38 

1 Bei Neubauten sowie bei Umbauten und Erweiterungen, welche zusätzlichen Verkehr 
erwarten lassen, sind auf der Bauparzelle oder in nächster Nähe auf privatem Boden 
während des ganzen Jahres zugängliche Abstellplätze für Motorfahrzeuge zu erstel- 
len und dauernd für die Parkierung bereitzuhalten. 
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che, darüber 2 Plätze 

- Bürobauten/Gewerbebauten 1 Platz pro 40 m^ Bruttogeschossfläche 

- Verkaufslokale 1 Platz pro 20 m^ Ladenfläche 

- Pensionen/Hotels 1 Platz pro 3 Fremdenbetten 

- Restaurants 1 Platz pro 5 Sitzplätze (ohne Hotelspeisesäle) 
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2 Die Parkierungsanlagen müssen nach Lage, Grösse, Anordnung und Ausbau geeig- 
net sein und gefahrlos ganzjährig benützt werden können. Sie dürfen ihrem Zweck 
nicht entfremdet werden. Werden Absteilplätze nicht auf eigenem Boden erstellt, hat 
sich die Bauherrschaft über den Besitz der notwendigen Rechte für die Erstellung 
bzw. Nutzung der Absteliplätze auszuweisen. 

3 Es sind bereitzustellen bei 

Wohnbauten 1 Platz pro Wohnung bis 90 m2 Bruttogeschossflä- 
che, darüber 2 Plätze 

Büro bauten/Gewerbebauten 1 Platz pro 40 m2 Bruttogeschossfläche 

1 Platz pro 20 m2 Ladenfläche Verkaufslokale 

Pensionen/Hotels 1 Platz pro 3 Fremder betten 

ıı Restaurants 1 Platz pro 5 Sitzplätze (ohne Hotelspeisesäle) 

Für andere Bauten und Anlagen bestimmt die Baubehörde die Anzahl der Pflicht- 
parkplätze, wobei sie sich an die Normen der Vereinigung schweizerischer Strassen- 
fachleute (VSS) hält. 

4 Die Eigentümer bestehender Bauten und Anlagen werden zur Schaffung von Abstell- 
plätzen oder zur Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage verpflichtet, sofern es die 
Verhältnisse erfordern. . ' 

Werkleitungen Art. 39 

1 Öffentliche Werkleitungen werden in der Regel im Strassengebiet oder innerhalb ge- 
nehmigter Baulinien verlegt. Muss eine öffentliche Leitung Privatgrundstücke durch- 
queren, so sind die Grundeigentümer verpflichtet, die Anlage öffentlicher Leitungen, 
Schächte, Hydranten etc. auf ihrem Boden gegen angemessene Entschädigung zu 
dulden. Die Entschädigung wird im Streitfall durch die zuständige Enteignungskom- 
mission festgesetzt. 

2 Ändern sich die Bedürfnisse des belasteten Grundstückes, so ist die Leitung auf Kos- 
ten der Gemeinde zu verlegen, sofern nicht bei der Begründung des Durchleitungs- 
rechtes eine andere Regelung getroffen worden ist. 

3 Das Durchleitungsrecht für private Leitungen richtet sich nach Art. 691 ZGB. 
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3.1. Bauzonen 

3.1 .1. Zonenarten 

Dorfzone Art. 40 

1 Die Dorfzone ist für Wohnbauten, Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe sowie für 
Landwirtschaftsbetriebe bestimmmt. 

2 In der Dorfzone ist die bestehende Siedlungsstruktur und Bauweise zu erhalten und 
zu ergänzen. Wo Baugestaltungslinien fehlen, sind bei Neubauten und Umbauten die 
bestehenden Baufluchten beizubehalten. Wesentliche .. Veränderungen bestehender 
Strassenzüge, von Plätzen oder Hofräumen sowie die Uberbauung grösserer unüber- 
bauter Flächen dürfen nur auf Grund eines Quartiergestaltungsplanes bewilligt wer- 
den. Bei einzelnen Neubauten oder wesentlichen Umbauten ist der Bauberater 
beizuziehen. 

3 Bestehende Bauten dürfen ohne Rücksicht auf ihre bisherige Zweckbestimmung 
umgebaut werden, sofern das Gebäudevolumen und die charakteristischen Bau- 
merkmale des Gebäudes nicht verändert werden. Wertvolle originale Bausubstanz ist 
zu erhalten. Wird das Gebäudevolumen oder werden die charakteristischen Bau- 
merkmale verändert, gelten auch für Umbauten an bestehenden Bauten allgemein die 
Vorschriften für Neubauten. 

4 Bei Neubauten sind die Vorschriften genoss Zonenschema einzuhalten. Alle Neubau- 
ten haben sich zudem in Stellung, Volumen, Proportionen, Dachform, Material, Far- 
be und Gestaltung der Fassaden gut in die bestehende Siedlung einzufügen. Sie 
dürfen unabhängig von den Vorschriften über Gebäude- und Firsthöhen max. 3 nach 
Bussen in Erscheinung tretende Vollgeschosse aufweisen. 

Wohnzone Art. 41 

1 Die Wohnzone ist für die Erstellung von Wohnbauten bestimmt. 

2 Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe einschliesslich Gastgewerbebetriebe sind zu- 
lässig, sofern sie ihrem Wesen nach in Wohnquartiere passen und das Wohnen in 
keiner Weise beeinträchtigen. 
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bestimmt.

Zone für Kleinbauten und Anbauten                          Art. 45a 

1 Die Zone für Kleinbauten und Anbauten ist für die Erstellung von Gebäuden wie
Geräteschuppen oder Gartenlauben sowie Gartensitzplätze und Pflanzgärten 
bestimmt. Es sind nur An- und Nebenbauten gemäss Art. 52 Abs. 3 des Baugesetzes 
zulässig.

2 Bestehende Gebäude dürfen in ihrem bisherigen Zweck weitergenutzt oder für
zulässige Zwecke nach Absatz 1 umgenutzt werden, sofern das Gebäudevolumen nicht
verändert wird.

- 2 2 -  BauG 

Gewerbe-Wohnzone 

1 Die Gewerbe-Wohnzone ist für Gewerbebetriebe bestimmt. 

0.021.00 
Art. 42 

2 Wohnbauten dürfen zugelassen werden, sofern sie mit dem Gewerbebetrieb verbun- 
den sind und die Wohnfläche die gewerblich genutzte Fläche nicht übersteigt. 

3 Die Zweckbestimmung der gewerblich genutzten Flächen ist durch Auflagen in der 
Baubewilligung sicherzustellen. 

Gewerbezone Art. 43 

1 Die Gewerbezone ist für Produktions- und Lagerbetriebe bestimmt. 

2 Es dürfen nur Wohnräume für Abwarts- und Betriebspersonal erstellt werden, dessen 
ständige Anwesenheit im Betrieb erforderlich ist. 

Zone für öffentliche Bauten und Anlagen Art. 44 

1 Die Zone für öffentliche Bauten und Anlagen ist für Bauten und Anlagen bestimmt, die 
der Öffentlichkeit dienen. 

2 Bauten, die nicht öffentlichen Zwecken dienen, sind nicht zulässig. In Kombination mit 
öffentlichen Gebäuden kann die Gemeinde eigenen Wohnraum erstellen. 

3 Gegenüber angrenzenden Zonen gelten sinngemäss deren Grenz- und Gebäudeab- 
stände. Die übrigen Zonenvorschriften der angrenzenden Gebiete sind bei der Erstel- 
lung von Bauten und Anlagen angemessen zu berücksichtigen. 

4 Für die Übernahme privater Grundstücke gelten die Bestimmungen des kantonalen 
Raumplanungsgesetzes. 

Parkplatzzorıe Art. 45 

1 Die Parkplatzzone ist für die Erstellung von Garagen und Abstellplätzen für Motorfahr- 
zeuge bestimmt. 
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Dorfzone Wohnzohne Gewerbe- Gewerbezo- Parkplatzzo-Dorfzone 
Wohnzone ne ne 

Bauweise X offen X X X X X 
halboffen X X 

hl  X - ~ 

A t  Art. 40 0.5 0.6 0.7 -

Gebäudehöhe 10.50 m 8.50 m 10.50 m 10.50 m 5.00 m 

Fi thöh  13.50 m 11.50 m 13.50 m* 13.50 m* 5.00 m 

G bä d lä  30.00 m 20.00 m 30.00 m - 20.00 m 

Kleiner Grenz­ 2.50 m 4.00 m 4.00 m 5.00 m 4.00 m 

abstand 
Grosser Grenz­ 5.00 m 6.00 m 4.00 m 5.00 m 4.00 m 

abstand 
Gebäudeab­ Art. 52 

t nd 
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Zonenschema Art. 46 

1 Die Bauweise und das Mass der Nutzung in den Bauzonen richten sich nach dem Zo- 
nenschema und den zugehörigen Begriffsbestimmungen. 

2 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind die Ausnützungsziffer und die 
Grenzabstände in jeder Zone für die dort gelegenen Gebäudeteile einzuhalten. Im üb- 
rigen gelten die Vorschriften der Zone, in welcher der grössere Teil des Gebäudes 
liegt. 

geschlossen 

Dorfzone Wohnzohne Gewerbe- 
VVohnzone 

Gewerbezo- 
ne 

Parkplatzzo- 
ne 

Bauweise 
offen 
halboffen 

X 
X 
X 

X 
x 
- 

X X _ X 

Ausnützung Art. 40 0.5 0.6 0.7 
Gebäudehöhe 10.50 m 8.50 m 10.50 m 10.50 m 5.00 m 
Firsthöhe 13.50 m 11.50 m 13.50 m* 13.50 m* 5.00 m 
Gebäudelänge 30.00 m 20.00 m 30.00 m 20.00 m 
Kleiner Grenz- 
abstand 

2.50 m 4.00 m 4.00 m 5.00 m 4.00 m 

Grosser Grenz- 
abstand 

5.00 m 6.00 m 4.00 m 5.00 m 4.00 m 

Gebäudeab- 
stand 

Art. 52 

* zulässige Dachhöhe bei Flachdächernz 10.50 m 

Bauweise Art. 47 

1 Grundsätzlich gilt die offene Bauweise. Neue geschlossene und halboffene Bauweise 
wird nur in den im Zonenschema bezeichneten Zonen und im Rahmen von Quartier- 
gestaitungspläne bewilligt. 

2 Geschlossene Bauweise liegt vor, wenn mindestens drei selbständige Gebäude ent- 
lang einer Strasse oder Gasse durch seitliches Zusammenbauen zu einer Häuserzeile 
vereinigt werden. 

3 Halboffene (verdichtete) Bauweise liegt vor, wenn wenigstens drei an sich selbständi- 
ge Gebäude zu einer baulichen Einheit (Reihenhaus) verbunden werden. 
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Art. 48 

1 Die Ausnützungsziffer (AZ) ist die Verhältniszahl zwischen den anrechenbaren Brutto- 
geschossflächen der Gebäude und der anrechenbaren Landfläche. 

2 Sie wie berechnet: 

anrechenbare Bruttogeschossfläche 
AZ 

anrechenbare Landfläche 

3 Als anrechenbare Bruttogeschossfläche gilt die Summe aller Geschossflächen im 
Aussenmass in Haupt-, An- und Nebenbauten einschliesslich Aussentreppen und 
Zwischen geschossen. im Untergeschoss werden nur Wohn- und Arbeitsräume sowie 
dazugehörige Erschliessungsflächen angerechnet. im Dachgeschoss sind Raumteile 
anzurechnen, deren lichte Höhe 1.60 m überschreitet. 

4 Bei Gebäuden, bei denen die Geschosshöhen 3.00 m übersteigen, ist bei der Be- 
rechnung der Ausnützung nicht auf die tatsächlichen Geschosse, sondern auf ange- 
nommene Geschosse mit einer durchschnittlichen Geschosshöhe von 2.80 m 
abzustellen. 

5 Nicht angerechnet werden: 

1. Nicht gewerblichen Zwecken dienende Einstellräume für Motorfahrzeuge, Vetos, 
Kinderwagen etc. 

2. Holzschöpfe, Gartenhäuschen für Gartengeräte, Kleintierställe und dgl. 

3. Offene Erdgeschosshallen und überdeckte offene Dachterrassen 

4. Offene ein- und vorspringende Balkone, sofern sie nicht als Laubengänge dienen 

5. Heiz- und Tankräume, Waschküchen sowie Maschinenräume und Lift-, 
ons- und Klimaanlagen 

Ventilati- 

6. Korridore und Treppen sowie Lifte, die ausschliesslich nicht anrechenbare Räume 
erschliessen 

7. Öffentlich zugängliche Schwimmbänder und Saunas. 

6 Als anrechenbare Landfläche gilt die zusammenhängende Fläche der von der Bau- 
eingabe erfassten, baulich noch nicht ausgenützten Grundstücke oder Grund- 
stücksteile der Bauzone, abzüglich Wald, Gewässer sowie Fahrbahn- und 
Trottoirflächen der im generellen Erschliessungsplan oder in einem Quartierplan ein- 
gezeichneten allgemein zugänglichen Strassen. 
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Nutzungsübertragung und Parzellierung 
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Art. 49 

1 Die Baubehörde kann Nutzungsübertragungen zwischen angrenzenden oder blass 
durch Strassenparzellen oder Bäche getrennten Grundstücken innerhalb der gleichen 
Bauzone zulassen oder anordnen. 

2 Die Beanspruchung eines Grundstückes zur Erhöhung der Ausnützung eines andern 
ist im Grundbuch anzumerken. 

3 Durch nachträgliche Parzellierung von Grundstücken dürfen die Vorschriften über die 
Ausnützung nicht umgangen werden. Wird von einem Überbauten Grundstück ein Teil 
abgetrennt, so darf die neue Parzelle nur soweit überbaut werden, als die Ausnüt- 
zungsziffer über die ganze ursprüngliche Parzelle eingehalten ist. 

4 Die Gemeinde führt eine Kontrolle über die Ausnützung der Grundstücke. 

Gebäude- und Firsthöhe Art. 50 

1 Als Gebäudehöhe gilt der Abstand zwischen der tiefsten Stelle des gewachsenen 
oder abgegrabenen Terrains und dem höchsten Punkt der Schnittlinie zwischen Um- 
fassungswand und Dachfläche. 

2 Als Firsthöhe gilt der grösste senkrecht gemessene Abstand zwischen dem gewach- 
senen oder abgegrabenen Terrain und dem höchsten Punkt des geneigten Daches. 

3 Bei gegliederten Bauten wird die Gebäude- und Firsthöhe für jeden Baukörper einzeln 
ermittelt. Als Gliederung gilt nur ein Vor- oder Rücksprung von mindestens 3.00 m, 
der vom Terrain bis zum Dach reicht. 

Gebäudelänge Art. 51 

1 Als Gebäudelänge gilt die grösste Seite des kleinsten Rechteckes, welches das Ge- 
bäude mit allen An- und Nebenbauten umschliesst. 

Grenz- und Gebäudeabstand 
Art. 75 - 77 KRG und Art. 37 KRVO sind unmittelbar anwendbar 

Art. 52 

1 Gebäude, die den gewachsenen Boden überlegen, mit Ausnahme ven An und Ne 
benbauten im Sinne von Abs. 3 haben die im Zenenschema festgelegten Grenzab- 
stände einzuhalten. Als Grenzalestand gilt die kürzeste, waagrecht gemessene 
Entfernung zwischen der Umfeseungewand des Gebäudes und der Grundetüeksgrcn 
ZG: 
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2 Der grosse Grenzabstand gilt für die talseits und nach Süden gerichteten, der kleine 
Grenzabstand für die übrigen Gebäudeseiten. In Zweifelsfällen entscheidet die Bau- 
behörde unter Berücksichtigung der topographischen Lage und der Stellung von 
Nachbargebäuden über den anwendbaren Grenzabstand. 

3 Bei niedrigen An- und Nebenbauten bis 3.00 m Gebäude- und 5.00 m Firsthöhe und 
weniger als 40 m2 Grundfläche, die bei der Ermittlung der Ausnützungsziffer nicht an- 
gerechnet werden, beträgt der Grenzabstand in allen Bauzonen 2.50 m. 

4 Mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn und mit Genehmigung der Baubehörde 
können die Grenzalestönde unterschritten werden, wenn keine öffentlichen Interessen 
entgegenstehen und ein Geböudcabstend von wenigstens 4 m gewährleistet bleibt. 
Dic von der Baubehörde genehmigte Vereinbarung ist vor Baubeginn im Grundbuch 
anzumerken. 

l 

§ Zwischen Gebäuden auf dem gleichen Grundstück, ohne An- und Nebenbauten, ist 
die Summe der Grenzabstände als Gebäudeabstand einzuhalten. Die Baubehörde 
kann die Herabsetzung von Gebäudeabständen bis auf 4 m bewilligen, wenn keine 
öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

6 Auskragende Gebäudeteile, wie Erker, Vordächer und Vcrtreppen user. dürfen um 
höchstens 1.5 m in den zonerıgemässen Grenz- und Gebäudeabstand hineinragen. 

7 Bei geschlossener Bauweise sind seitlich und gegenüber Strassenparzellen keine 
Grenzabstände einzuhalten. Gegenüber Nachbarparzellen, die nicht in die geschlos- 
sene Bauweise einbezogen sind, gelten die Grenzabstände genoss Zonenschema. 

s Bei halboffener Bauweise gilt jede Häuserzeile in bezug auf die Abstandsvorschriften 
als Einzelbaute. 

3.2. Weitere Zonen 

Landwirtschaftszone Art. 53 

1 Die Landwirtschaftszone umfasst das für die landwirtschaftliche und gartenbauliche 
Nutzung geeignete und für diese zu erhaltene Land. 

2 Neu- und Umbauten dürfen nur bewilligt werden, soweit sie der landwirtschaftlichen 
Nutzung des Bodens, den Wohnbedürfnissen der bäuerlichen Bevölkerung und ihrer 
Mitarbeiter oder der Sicherung der bäuerlichen Existenz dienen. 
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3 Zulässig sind ferner standortgebundene Lagerungs- und Verarbeitungsbetriebe der 

Urproduktion, Gärtnereien sowie Zucht- und Mastbetriebe. 

4 Für neue landwirtschaftliche Wohnbauten und Ökonomiegebäude kann die Baube- 
hörde notwendige Anordnungen bezüglich Stellung, Grösse und genaue Lage der 
Bauten treffen. Der Einordnung der Bauten in die Landschaft ist besondere Beach- 
tung zu schenken. 

Forstwirtschaftszone Art. 54 

1 Die Forstwirtschaftszone umfasst den Wald im Sinne der Waldgesetzgebung und die 
zur Aufforstung vorgesehenen Gebiete. 

2 Die Nutzung richtet sich nach der Waldgesetzgebung und den Bestimmungen über 
Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone. . 

Naturschutzzone Art. 55 

1 Die Naturschutzzone schützt Biotope wie Uferbereiche, Kleinseen, Naturweiher, Tüm- 
pel, Riedgebiete und Moore sowie Hecken, Feldgehölze, Trockenstandorte, Mager- 
wiesen und weitere naturnahe Standorte, die sich durch besondere Arte nvielfalt oder 
das Vorkommen seltener Arten auszeichnen, vor der Zerstörung. 

2 In der Naturschutzzone sind Bauten und Anlagen aller Art, Terrainveränderungen, 
Entwässerungen, Rodungen, Düngungen, Materialablagerungen und andere störende 
Eingriffe oder Nutzungen untersagt. 

3 Die Baubehörde trifft notwendige Massnahmen zur Pflege und Kennzeichnung der 
geschützten Gebiete. Sie kann Zutrittsverbote erlassen. Land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung ist im Rahmen der Pflegemassnahmen zulässig. 

Übriges Gemeindegebiet Art. 56 

1 Das übrige Gemeindegebiet umfasst das unproduktive Land und jene Flächen, für die 
noch keine Grundnutzung festgelegt ist. 

2 Bauten und Anlagen, die einen künftigen Zonenzweck beeinträchtigen, sind nicht zu- 
lässig. Der Gemeinde dürfen durch die Bewilligung zulässiger Bauvorhaben keine 
Kosten erwachsen. Es besteht kein Anspruch auf Anschluss an öffentliche Erschlies- 
sungsanlagen. 
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Materialablagerungszone 
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Art. 57 

1 Die Materialablagerungszone ist für Materialablagerungen bestimmt. 

2 In der Materialablagerungszone darf nur unverschmutztes Aushub- und Abräummate- 
rial aus Kiesgruben und Steinbrüchen abgelagert werden. 

3 Die Materialablagerungsflächen sind nach Abschluss der Ablagerung oder einzelner 
Etappen im Sinne der künftigen Nutzung zu gestalten, zu rekultivieren und ordnungs- 
gemäss zu unterhalten. Die Baubehörde trifft die erforderlichen Massnahmen im Bau- 
bewilligungsverfahren. Sie kann insbesondere eine geeignete Sicherstellung 
(zweckgebundenes Depositum) für die Kosten verlangen, welche für den Abschluss 
der Materiaiablagerung erforderlich sind. . 

4 Für größere Materialablagerungsvorhaben erlässt die Gemeinde einen Generellen 
Gestaltungsplan. 

Landschaftsschutzzone Art. 58 

1 Die Landschaftsschutzzone schützt öffentliche Gewässer und ihre Ufer, besonders 
schöne oder naturkundlich bedeutsame Landschaften, Waldränder, Aussichtslagen 
sowie die Umgebung wertvoller Bauten vor der Verbauung. 

2 Die Erstellung von Bauten und Anlagen, wesentliche Terrainveränderungen, Abbau- 
vorhaben, Materialablagerungen, Deponien und andere baulichen Vorkehren, die 
dem Zonenzweck entgegenstehen, sind nicht gestattet. Neue Strassen und Wege 
sind nur zulässig, soweit sie für die Nutzung des betreffenden Gebietes unerlässlich 
sind oder ein anderes überwiegendes öffentliches Interesse nachgewiesen ist. 

3 Bestehende Bauten dürfen erneuert werden. 

Archäologiezone Art. 59 

1 Die Archäologiezone umfasst jene Flächen, auf denen mit grosser Wahrscheinlichkeit 
archäologische Funde und Befunde zu erwarten sind. 

2 Alle Bauvorhaben und Grabarbeiten (Leitungsgräben, Schächte etc.) sind der Ge- 
meinde und dem Archäologischen Dienst vor der Ausarbeitung der Projektpläne be- 
kannt zu geben. Die Baubehörde entscheidet nach Einholung einer Stellungnahme 
des Archäologischen Dienstes über die notwendigen Auflagen. 
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Freihaltezone 
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Art. 60 

1 Die Freihaltezone umfasst jene Flächen, welche zum Schutz des Orts- und Land- 
schaftsbildes, zur Freihaltung von Aussichtslagen, Gewässerufern oder Waldrändern, 
zur Gliederung von Siedlungsgebieten und zur Erhaltung von Erholungs- und Freiflä- 
chen mit einem dauernden Bauverbot belegt sind. 

2 Änderungen in der Benützung und Bewirtschaftung der Grundstücke sowie Terrain- 
veränderungen dürfen dem Freihaitezweck nicht widersprechen. 

3 Sofern die Nutzung oder Pflege eines Freihaltegebietes es erfordert, können einge- 
schossige Kleinbauten bewilligt werden. Der Stellung und Gestaltung solcher Bauten 
ist besondere Beachtung zu schenken. 

Wintersportzone Art. 61 

1 Die Wintersportzone umfasst das für die Ausübung des Wintersportes erforderliche 
Gelände wie Aufstiegs- und Abfahrtsgebiete für Skifahrer, Langlaufloipen, Übungsge- 
lände, Schlittelwege u.ä. 

2 Es gelten neben den Vorschriften der jeweiligen Zone der Grundnutzung folgende be- 
sondere Bestimmungen: 

1. Jedermann steht zur Ausübung des Wintersportes der freie Zutritt offen. 

2. Bauten und Anlagen, Terrainveränderungen, Pflanzungen und Düngungen sind nur 
zulässig, soweit sie die Ausübung des Wintersportes nicht beeinträchtigen. 

3. Einfriedungen von Grundstücken einschliesslich Weidezäune können untersagt 
werden oder sind vom Grundeigentümer für die Zeit vom 1. November bis 31. März 
zu entfernen. 

4. Die Gemeinde kann die für die Sicherung des Wintersportgeländes erforderlichen 
Rechte durch vertragliche Vereinbarungen erwerben oder nötigenfalls enteignen. 
Für die formelle oder materielle Enteignung gelten die Vorschriften des kantonalen 
Enteignungsgesetzes und des Raumplanungsgesetzes. 

5. Schäden an Grundstücken oder Ertragsauställe, die durch die Ausübung des Win- 
tersportes an Grundstücken innerhalb der Wintersportzone entstehen, werden von 
der Gemeinde entschädigt. 

6. Kosten, die der Gemeinde aus der Sicherung des Wintersportgeländes erwachsen, 
können ganz oder teilweise den interessierten Unternehmungen und Betrieben 
auferlegt werden. 

3 Das weitere bestimmt das von der Gemeinde erlassene Gesetz über die Sicherung 
des Wintersportes auf Gebiet der Gemeinde Mastrils. 
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Grundwasser- und Quellschutzzone Art. 62 

1 Die Grundwasser- und Quellschutzzone umfasst Gebiete, die für die Sicherstellung 
der Trinkwasserversorgung vor Störungen geschützt werden. Innerhalb der Grund- 
wasser- und Quellschutzzone sind Bauten und Anlagen sowie Nutzungen nicht zuläs- 
sig, welche die Wasservorkommen gefährden könnten. 

2 Der Gemeindevorstand erlässt für Grundwasserfassungen und für Mineralquellen so- 
wie bei Bedarf für Quellfassungen detaillierte Schutzzonenpläne mit den Zonen S l 
(Fassungsbereich), S II (engere Schutzzone) und S lil (weitere Schutzzone) samt zu- 
gehörigen' Reglementen nach der Gewässerschutzgesetzgebung. Nutzungsbe- 
schränkungen auf Parzellen innerhalb der detaillierten Schutzzonen sind im 
Grundbuch anzumerken. 

3 Bauten und Anlagen in Grundwasser- und Quellschutzzonen können nur mit Auflagen 
bewilligt werden. Sie werden unter Beizug einer Fachperson festgelegt und sind Be- 
standteil der Baubewilligung. 

4 Die Gemeinde erlässt ein Reglement über die in der Grundwasser- und Quellschutz- 
zone zulässigen Nutzungen. 

Gefahrenzonen 
Art. 38 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 63 

ı Die Gefahrenzonen bezeichnen die durch Lawinen, Steinschlag, Wildbäche, Rufen, 
Rutsehungcn und Hochwasser oder andere Naturcreignisse bedrchtcn Gebiete. 

.2 In der Gefahrenzene I dürfen keine Bauten erstellt eder erweitert werden, die dem 
Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen. Zerstörte Bauten dürfen nur in Ausnah- 
mefällen wieder aufgebaut werden. Standertgebundene Bauten, die nicht dem Auf- 
enthalt von Menschen und Tieren dienen, sind mit entsprechendem Objektschutz 
zulässig. ı 

3 In der Gefahrenzone II bedürfen Bauvorhaben (Neu- und Erweiterungsbauten, Um- 
bauten mit erheblicher Wertverrnehrung) der Genehmigung durch die Gebäudeversi- 
cherung des Kantons Graubünden. Diese umschreibt die erforderlichen baulichen 
Schutzmaeenahmen als Bauauflagen. 
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IV ERSCHLIESSUNG 

1. Allgemeines 

Erschließung Art. 64 

1 Die Gemeinde sorgt nach den Vorschriften des Baugesetzes, der Erschliessungs- 
reglemente und der jeweils geltenden eidgenössischen und kantonalen Vorschriften 
für die Ausführung der im generellen Erschliessungsplan festgesetzten Erschlies- 
sungsanlagen. 

2 Die Gemeinde erlässt Erschliessungsreglemente. Diese regeln in Ergänzung des 
Baugesetzes die Ausgestaltung und Benützung, den Betrieb und Unterhalt sowie die 
Finanzierung von Erschliessungsaniagen. 

3 Für Erschliessungen im Rahmen von Quartierplanungen bleiben die Bestimmungen 
über die Quartierplanung vorbehalten. Soweit Vorschriften fehlen, sind die Bestim- 
mungen der Erschliessungsreglemente ersatzweise auch bei Quartierplanungen an- 
wendbar. 

Grund- und Groberschliessung Art. 65 

1 Die Grunderschliessung umfasst das übergeordnete Strassennetz, die Reservoire und 
Pumpwerke der Wasserversorgung sowie die Pumpwerke der Abwasserbeseitigung. 

2 Die Groberschliessung umfasst die Sam melstrassen, die Land- und Forstwirtschafts- 
wege, die Fuss- und Wanderwege, Parkierungsanlagen, touristische Transportanla- 
gen sowie die Hauptleitungen und zugehörigen Anlagen der Wasser- und 
Energieversorgung, der Abwasserbeseitigung und der Telekommunikation. 

3 Die Ausführung der gemeindeeigenen Anlagen der Grund- und Groberschliessung 
sowie deren Unterhalt und Erneuerung sind Sache der Gemeinde. Die Ausführung er- 
folgt im Interesse einer haushälterischen Verwendung der verfügbaren Mittel in Etap- 
pen. 

Feinerschliessung Art. 66 

1 Die Feinerschliessung umfasst die Erschliessungsstrassen, namentlich Quartierstras- 
sen sowie Plätze und Fussgängerbereiche wie auch die Anschlüsse der einzelnen 
Grundstücke an die Hauptstränge der öffentlichen Erschliessungsanlagen. Zur Fein- 
erschliessung zählen ferner Gemeinschaftsanlagen wie Parkierungsanlagen, Ener- 
gieversorgungsanlagen, Abfallsammelstellen und dgl. 



 - . .  

 

 

 

 

 
 
 

  
 

 

 

 

l 

BauG ııı 32 0.021.00 
2 Anlagen der Feinerschliessung, die mehreren Grundeigentümern dienen, werden in 

der Regel im Quartierplanverfahren festgelegt. 

3 Die Ausführung der Feinerschliessung sowie deren Unterhalt und Erneuerung erfolgt 
bei Vorliegen eines Quartierplanes nach den Bestimmungen über die Quartierpla- 
nung. In andern Fällen sind die Anlagen der Feinerschliessung von den Grundeigen- 
tümern auszuführen, zu unterhalten und zu erneuern. 

4 Die Eigentümer privater Verkehrs- oder Versorgungsanlagen sind verpflichtet, ihre An- 
lagen gegen angemessene Entschädigung auch Dritten zur Verfügung zu stellen, so- 
weit diese Mitbenutzung im öffentlichen Interesse liegt. Die Entschädigung wird im 
Streitfall durch die Baubehörde festgesetzt. 

Landwirtschaftliches Bewirtschaftungswegrecht Art. 66bis 

1 Fehlt der für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung eines Grundstückes erforderliche 
Weg zu einer öffentlichen Straße oder zu einem Flurweg, besteht das Recht, zum 
Zwecke der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung benachbarte landwirtschaftliche 
Grundstücke auch während der Vegetationszeit vorübergehend in Anspruch zu neh- 
men. 

2 
Das ohne Grundbucheintrag bestehende Bewirtschaftungswegrecht richtet sich gegen 
denjenigen, welchem die vorübergehende Inanspruchnahme seines Grundstückes 
am ehesten zumutbar und am wenigsten schädlich ist.. 

3 Die Ausübung des Rechts hat in möglichst schonender Weise zu erfolgen und richtet 
sich nach der am Ort herrschenden Ubung. 

Übernahme privater Erschliessungsanlagen Art. 67 

1 Die Gemeinde kann auf Antrag des Eigentümers durch Beschluss der Baubehörde 
private Erschliessungsanlagen, die dem Gemeingebrauch dienen oder gewidmet 
werden und den Normen der Gemeinde entsprechen, übernehmen. 

2 Die Übernahme hat unentgeltlich zu erfolgen, und es sind die Erschliessungsanlagen 
in das Eigentum der Gemeinde überzuführen. 

3 Vorbehalten bleibt die Übernahme privater Erschliessungsanlagen auf dem Enteig- 
nungsweg. 
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2. Betrieb und Benützung 
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Öffentliche Erschliessungsanlagen 
a) Verkehr Art. 68 

1 Die Verkehrsanlagen der Gemeinde werden für den Verkehr offengehalten, soweit es 
den öffentlichen Bedürfnissen entspricht. Die Baubehörde bezeichnet die Stressen, 
Wege und Plätze, die jeweils im Winter von Schnee zu räumen sind. 

2 Die Gemeinde ist befugt, bei der Schneeräumung den Schnee unter möglichster 
Schonung von Bauten und Kulturen auf angrenzenden privaten Grundstücken abzu- 
lagern. Die betroffenen Grundstücke sind von der Gemeinde nach der Schnee- 
schmelze von Splitt und Abfällen zu reinigen. Schäden an Bauten, Zäunen oder 
Pflanzen, die auf die Schneeräumung zurückzuführen sind, werden vergütet. 

3 Für die Benützung der Verkehrsanlagen gelten die Anordnungen des Generellen Er- 
schliessungsplanes sowie die Verkehrsbeschränkungen der örtlichen Verkehrsrege- 
lung. 

b) Versorgung Art. 69 

1 Für den Betrieb und die Benützung der Gemeindewasserversorgung und der Anlagen 
der Abwasserbeseitigung gelten die Vorschriften des Reglementes für die Wasser- 
versorgung und die Abwasserbeseitigung. 

c) Abfallbewirtschaftung Art. 70 

1 Für die umweltgerechte Sammlung, Verwertung und Beseitigung der auf Gemeinde- 
gebiet anfallenden Abfälle sowie von unverschmutztem Aushub und Abraum material 
gelten die Vorschriften des Reglementes über die Abfallbewirtschaftung. 

Private Erschliessungsanlagen Art. 71 

1 Der Betrieb der privaten Erschliessungsanlagen einschliesslich die Offenhaltung priva- 
ter Verkehrsanlagen im Winter ist Sache der Grundeigentümer. 

2 Die Gemeinde kann durch Beschluss der Baubehörde den Betrieb und Unterhalt pri- 
vater Erschliessunganlagen, insbesondere die Schneeräumung auf Privatstrassen 
gegen Berechnung der Selbstkosten übernehmen, wenn es die Mehrheit der beteilig- 
ten Grundeigentümer beantragt oder wenn die Grundeigentümer ihrer Betriebs- und 
Unterhaltspflicht nicht in genügender Weise nachkommen. Die Kosten werden von 
der Baubehörde nach dem Vorteilsprinzip auf die Grundeigentümer aufgeteilt. 



 . .  
 

 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

  

 

 
 

- 
-  

- 
- 

 

BauG - 3 4 _  0.021.00 
3. Finanzierung 
Grundsatz Art. 72 

1 Die Gemeinde deckt ihre Auslagen für die Erstellung, den Betrieb, den Unterhalt und 
die Erneuerung der öffentlichen Erschiiessungsanlagen durch die Erhebung von 
Grundeigentümerbeiträgen, Anschlussgebühren, Feuerschutzgebühren und Benüt- 
zungsgebühren. Soweit besondere Umstände vorliegen, trägt die Gemeinde die Rest- 
kosten aus allgemeinen Mitteln. 

2 Grundeigentümerbeit ge werden erhoben für alle Verkehrsanlagen sowie für Versor- 
gungsanlagen der Feinerschliessung, die im Rahmen von Quartierplanungen erstellt 
werden. 

3 Anschlussgebühren werden erhoben für den Anschluss an Versorgungsanlagen der 
Grund- und Groberschliessung (Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung). 

4 Feuerschutzgebühren werden erhoben für Bauten, die nicht an die Gemeindewasser- 
versorgung angeschlossen sind, deren Feuerschutz jedoch durch die Hydrantenanla- 
ge der Gemeinde gewährleistet ist. 

5 Benützungsgebühren werden erhoben zur Deckung der laufenden Kosten der Ge- 
meinde für den Betrieb, den Unterhalt und die Erneuerung der öffentlichen Anlagen 
für die Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung und die Abfallbewirtschaftung. 

Grundeigentümerbeiträge 
a) Anteile und Beitragspflicht Art. 73 

1 Die Grundeigentümer haben an die Gesamtkosten von Verkehrsanlagen der Gemein- 
de sowie von Versorgungsanlagen der Feinerschliessung Beiträge zu leisten, soweit 
ihnen aus der Erstellung, dem Ausbau oder der Abänderung solcher Anlagen ein wirt- 
schaftlicher Sondervorteil erwächst. 

2 Die Baubehörde legt entsprechend dem öffentlichen und privaten Interesse an den 
Anlagen den Kostenanteil fest, welcher von der Gesamtheit der Grundeigentümer zu 
tragen ist. Dabei gelten folgende Richtlinien: 

Anteil 
Gemeinde 

Anteil 
Grundeigentümer 

Verkehrsanlagen 
- Groberschliessung 
- Feinerschliessung 

70 
30 

40 °/› 
0 % 

30 
70 

60 % 
100 % 

Versorgungsanlagen 
- Feinerschliessung 3 0 -  0 %  70 - 100 % 
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Dienen Erschliessungsanlagen ausschliesslich der Uberbauung und Nutzung eines 
Gebietes durch die Grundeigentümer, sind ihnen die Erschliessungskosten ganz zu 
überbinden. 

3 Beitragspflichtig sind die im Zeitpunkt der öffentlichen Auflage des Kostenverteilers im 
Grundbuch eingetragenen Grundeigentümer. Bei Gesamthandsverhältnissen sind die 
Grundeigentümer, bei Miteigentumsverhältnissen die einzelnen Mit- bzw. Stockwerk- 
eigentümer, bei Bau rechtsverhältnissen der Bauberechtigte beitragspflichtig. Wird die 
Liegenschaft später Veräussert, geht die Verpflichtung zur Bezahlung aller noch aus- 
stehenden Beiträge auf den Erwerber über. 

4 Als Gesamtkosten gelten alle für das öffentliche Werk notwendigen Aufwendungen, 
insbesondere auch Projektierungs-, Landerwerbs- und Bauleitungskosten sowie Bau- 
zinsen und die Aufwendungen für die Erstellung des Kostenverteilers. 

( 

b) Erhebung, Fälligkeit 
Art. 22 - 27 KRVO sind für das Beitragsverfahren unmittelbar anwendbar 

Art. 74 

4- Werden Iocitragspflichtige Erschliessungsanlagen im Rahmen einer Quartierplanung 
erstellt, sind die Grundeigentürnerbeiträge im Quartierplanverfahren festzulegen. In 
andern Fällen erfolgen die Einleitung des Verfahrens, die Aufstellung des Kostenver- 
teilcrs und die Rechnungstellung nach den Vorschriften der kantonalen Raumpla- 
nungsverordnung. 

2 Die Beiträge werden mit der Genehmigung des Kostenvertcilers fällig. Sie sind innert 
60 Tagen seit Rechnungsstellung zu bezahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Ver . 
zugszins in der Höhe der jeweils geltenden kantonalen Ansätze berechnet. 

Anschlussgebühren Art. 75 

1 Für Neubauten und bestehende Bauten, die erstmals an die Anlagen der Wasserver- 
sorgung und Abwasserbeseitigung der Gemeinde angeschlossen werden sowie bei 
nachträglichen baulichen Veränderungen, haben die Grundeigentümer eine einmalige 
Anschlussgebühr zu bezahlen. 

2 Die Höhe der Anschlussgebühren wird in Prozenten des Neuwertes genoss amtlicher 
Schätzung festgelegt. Im übrigen gelten für die Höhe, Veranlagung und Erhebung der 
Anschlussgebühren die Vorschriften des Reglementes für die Wasserversorgung und 
die Abwasserbeseitigung. 
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Art. 76 

1 Für Neubauten, die nicht an die Gemeindewasserversorgung angeschlossen werden, 
deren Feuerschutz jedoch durch die Hydrantenanlage der Gemeinde gewährleistet ist 
sowie für bestehende Bauten ohne Wasseranschluss, die bei Erweiterung des Hyd- 
rantennetzes Feuerschutz erhalten, ist eine einmalige Feuerschutzgebühr zu entrich- 
ten. 

2 Die Feuerschutzgebühr wird in Prozenten des Neuwertes genoss amtlicher Schät- 
zung festgelegt. Im übrigen gelten für die Höhe, Veranlagung und Erhebung die Vor- 
schriften des Reglementes für die Wasserversorgung. 

Benützungsgebühren Art. 77 

1 Die Eigentümer aller an die öffentlichen Wassewersorgungs- und Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstücke haben jährlich wiederkehrende Wasser- und Abwas- 
senaxen zu bezahlen. 

2 Für Bauten auf Gemeindegebiet, die innerhalb des Einsatzbereiches der Ortsfeuer- 
wehr liegen, haben die Grundeigentümer eine jährliche wiederkehrende Feuerschutz- 
taxe zu entrichten. 

3 Zur Deckung der Kosten der Abfallbewirtschaftung werden jährliche wiederkehrende 
Abfallgebühren erhoben. 

4. Für die Höhe, Veranlagung und Erhebung der Wasser- und Abwassertaxen, der Feu- 
erschutztaxe und der Abfallgebühren gelten die Vorschriften des Reglementes für die 
Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung sowie des Reglementes über die 
Abfallbewirtschaftung. 

Private Erschliessungsanlagen Art. 78 

1 Die Finanzierung der privaten Erschliessungsanlagen ist Sache der Grundeigentümer. 

2 Dienen einzelne Anlagen mehreren Grundeigentümern gemeinsam, sind die Kosten 
für die Erstellung, den Unterhalt und die Erneuerung von den Grundeigentümern 
selbst aufzuteilen. Besondere Regelungen bei Quartierplanungen bleiben vorbehal- 
ten. 

. 

3: Werden Grundeigentümer von der Baubehörde zur Erstellung gemeinschaftlicher Er- 
schliessungsanlagen verpflichtet oder ist eine bestehende Anlage auf Anordnung der 
Baubehörde auch Dritten zur Verfügung zu stellen, legt die Baubehörde den Kosten- 
anteil jedes Grundeigentümers fest. 
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V QUARHERPLANUNG 

Quartierplanung und Baulandumlegung: 
Bezüglich der Instrumente Quartierplanung und Baulandumlegung sowie der entspre- 
chenden Verfahren enthält das neue kantonale Raumplanungsrecht ein abschliessen- 
des, geschlossenes und verbindliches Regelungssystem. 

Quartierplanung: Art. 51 - 54 KRG und Art. 16 - 21 KRVO sind unmittelbar 
anwendbar . 

Bauiandumlegung: Art. 65 - 71 KRG und Art. 28 - 35 KRVO sind unmittelbar 
anwendbar 

1. Quartierplanung 

Zweck und lnha!t Art. 79 

ı Der Quartierpian regelt die Gestaltung und Erschließung eines im Generellen Ges - 
taltungsplan abgegrenzten Gebietes oder eines zusammenhängenden Teiies einer 
Bauzonc. 

2 Der Quarticrplan besteht wenigstens aus den Quarlierplanverschrlften, dem Quartier . 
gestaltungsplan und dem Quartiererschliessungsplan. Er kann nach Bedarf durch 
Pläne und Verzeichnisse der Baulandumlegung, durch den. Grenzbereinigungsplan 
und durch weitere Pläne, Dekumcn+e oder Modelle ergänzt werden. 

Quartierplanvorschriften Art. 80 

4 Die Quartlcrplanvorechriften enthalten Bestimmungen über die Gestaltung der Bauten 
und Anlagen. 

2 Sie regeln mindestens die Ereteiiung und Finanzierung der Quartiererechiieseung so- 
wie die Grundsätze für die Verteilung der Planungs- und Erschlieesungskoeten unter 
den Grundeigentümern. 

s Die Quartierplanverschriften können die Bauvorschriften der Grunderdnung ergänzen. 
Sie können im Rahmen der Grunderdnung Nutzungspfliehten versehen. Abweichun- 
gen von allgemeinen Bauvorschriften und von Zenenverschriften sind in den von Art. 
81 festgesetzten Grenzen zulässig. 

Quartiergestaltungsplan Art. 81 

ı Der Quartiergestaitungspian gewährleistet die Einordnung neuer Quartiere in die ge . 
wachsene Siedlung und in die Landschaft. Er schafft für bestehende Quartiere die 
Voraussetzungen für ihre Erneuerung und Verbesserung. 
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Genoss Art. 25/4 KRG können die Gemeinden vorsehen, dass im Rahmen von Quar- 
tierplänen von der Regelbauweise abgewichen werden darf. 

2 Der Quartiergestaltungspian trennt wenigstens die überbaubaren und freizuhaltenden 
Flächen. Enthält er weitergehende Anordnungen über die zulässigen Baukuben, ihre 
Nutzung und Gestaltung und bietet er Gewähr für eine gute Beziehung der geplanten 
Bauten zur baulichen und landschaftlichen Umgebung und untereinander, können 
darin folgende Abweichungen von allgemeinen Bauvorschriften und von Zonenvor- 
schriften festgelegt werden: 

1. Die im Zonenschema angegebenen Höchstwerte für die Ausnützung dürfen um 
maximal 10 % erhöht werden. 

2. Gebäude- und Grenzabstände sowie Gebäudelängen, Dachgestaltung und Zu- 
sammenbau mehrerer Baukörper können nach architektonischen Kriterien frei be- 
stimmt werden. 

3. Nutzungsübertragungen und Nutzungskonzentrationen innerhalb des Quanierpla- 
nesgebietes sind ohne Einschränkungen zulässig. 

4. Drängt sich aus gestalterischen Gründen eine Terrainveränderung auf, kann die 
Berechnung der Gebäude- und Firsthöhen ab neuem Terrain vorgeschrieben wer- 
den. 

3 Gegenüber Nachbargrundstücken, die nicht in das Quartierplanverfahren einbezogen 
sind, gelten in jedem Fall die vorgeschriebenen Grenz- und Gebäudeabstände. 

Nutzungskonzontration Art. 82 

* Ist zur Erhaltung der Siedlungsstruktur, zur Herstellung grösserer, zusammenhängen- 
der Freiflächen oder zur Freihaltung von Landechaftsteilen eine Nutzungekonzentrati 
on erforderlich, sind 
die überbaubaren und freizuhaltenclcn Flächen des Quartierplangebietes im Quartier 
gestaltungsplan abzugrc Erzen. 

2 Dor zu überbauende Boden und die Freiflächen sind im Verhältnis des eingeworfenen 
Landes anteiimässig auf die Quartierplanbetciiigten aufzuteilen. 

s Die Aufteilung der verschiedenen Nutzflächon ist durch den Baulendumlegungsplan 
sicherzustellen. Nach Möglichkeit sind der zu übcrbeuendc und der freizuheltende 
Boden in einer Parzelle zuzuteilen. Ein Anspruch auf ungeteilte Zuteilung des Bodens 
besteht indessen nicht. 
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Quartiororschliossungsplan Art. 83 

* Der Quarlicrerschliessungsplan legt die Erschließung des Quarticrplangebietes mit 
Verkehrs und Versergu ngeanlagen verbindlich fest. 

2 Der Quartiererschliossungsplan ist auf den Quartiergesteltungsplan sowie auf den 
Generellen Erschliessungsplan und die generellen Projekte der Gemeinde abzustim-~ 
men und hat diese sinnvoll zu ergänzen. 

Bau und Unterhalt von gemeinschaftlichen Anlagen Art. 84 

* Gcmeinschsftliche Anlagen der Quartiererschliessung, die nach Abschluss des Vor 
fahrens von der Gemeinde übernommen werden, sind durch die Gemeinde zu erste! 
en. Anlagen, die nicht übernommen werden, erstellen die beteiligten 
Grundeigentümer unter Aufsicht der Gemeinde. 

2 Übcrnimmt die Gemeinde die gemeinschaftlichen Erschliessungsanlagcn, geht der für 
die notwendige Erschliessung beanspruchte Boden und die darauf errichteten Anla- 
gen mit der Kellaudatien entschädigungsles in das Eigentum der Gemeinde über.- 
Vcrblciben die Anlagen bei den beteiligten Grundcigcntümcrn, sind deren Rechte und 
Pflichten an den Ersehliessungsanlagen in den Quartierplanvorschriften zu regeln. 

3 Dor Unterhalt übernommener Erschliessungsanlagen obliegt der Gemeinde. 

Finanzierung der Qucırtiororschlicssung Art. 85 

IL Die Kosten für die Projektierung und Erstellung der Erschlíeesungsanlagen innerhalb 
des Quartierplangebietes gehen zulasten der beteiligten Grundeigentümer. 

2 Die Gemeinde leistet ausnahmsweise Beiträge an diese Kosten, sofern an der Er 
Stellung der Anlagen ein unmittelbares öffentliches Interesse besteht, das über die 
gemeinschaftlichen Interessen der beteiligten Grundeigentümer hinausgeht. 

3 Der Kostenverteiler ist nach den Grundsätzen über die Erhebung von Grundeigentü- 
merbeiträgen aufzustellen und in die Quarticrplanvorschriftcn aufzunehmen. 

2. Baulandumlcgung 

BaWandumlegung Art. 86 

4 Die Baulandumlegung dient der Neuordnung der Eigentumsverhältniese im Quartier 
plangebiet. Sie schafft die Voraussetzungen für die Verwirklichung des Quartierges 
taltungeplanes und des Quartierersehlieeeungsplanee. 
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2 Die Baulandumlegung kann von der Baubehörde von Amtes wegen angeordnet wer- 
den. Sie ist ausserdem zu besehiiessen, wenn es die Mehrheit der interessierten 
Grundeigentümer verlangt, denen mehr als die Hälfte des Umlegu ngsgebietes gehört. 

3 Zum Schutz der Baulandumlegung kann die Baubehörde einen Umlegungsbann bo- 
schliessen. Während des Umlegungsbannes dürfen ohne Zustimmung der Baube- 
hörde keine rechtlichen oder tatsächlichen Verfügungen über die Grundstücke 
getroffen werden, welche die Baulandumlegung beeinträchtigen oder erschweren. im 
übrigen gelten für den Umlcgungsbann sinngemäss die Vorschriften über den Erlass 
von Planungszenen. 

Alter Bestand Art. 87 

J, Für alle Grundstücke im Umlegungsgebiet ist ein Bestandesplan und ein Bestandes- 
verzeichnis zu erstellen, aus welchem die Eigentumsvcrhältnissc an den einbezoge- 
nen Grundstücken mit Einschluss der bestehenden beschränkten dinglichen Rechte, 
ausgenommen Pfandrcchtc, sowie die vergcmcrktcn persönlichen Rechte ersichtlich 
eine 

2 Bcstandespian und Verzeichnis sind während 20 Tagen aufzulegen. Den Betroffenen 
ist Gelegenheit zu geben, Änderungen oder Ergänzungen zu beantragen. 

3 Streitigkeiten, welche den Bestand und Umfang des Eigentums betreffen, sind auf 
den Ziviiweg zu verweisen. 

Abzüge für den Gemeinbedarf Art. 88 

ı 

ı Von der Gesamtfläche des Umlegungsgebietes ist das Land unentgeltlich in Abzug zu 
bringen, welches benötigt wird für die Erschliessung sowie für Gcmeinschaftsanlagen, 
die überwiegend den Bedürfnissen im Umlegungsgebiet dienen. Die verbleibende 
Fläche bildet die Vcrteilungsmasse für die Neuzuteilung. 

2 Die Abtretung von Boden oder Rechten zu weitergehenden öffentlichen Zwecken 
richtet sich, sofern keine Einigung erzielt wird, nach den Vorschriften des Enteig 
nungsgecetzes. 

Neuzuteilung, Wertausglešch Art. 89 

4 Jeder Grundeigentümer erhält durch den Urnlegungsplan und das Neuzuteilu ngsver- 
zclchnis aus der Vcrtcilungsmassc Boden zugewiesen, der antcilsrnässlg denn Land 
entspricht, das er in die Umlegung eingcwerfcn hat. Grundeigentümer, deren Anteil 
an der Verteilungsmessc nicht ausreicht, urn ein überbaubares Grundstück zu bilden, 
haben keinen Anspruch auf eine Landzutcilung. 
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2 Durch Boden nicht ausgloichbaro Mohr- oder Mindorwcrto sind in Gold vo!! auszugloi - 
Chen. 

s Bei etappenweiser Erschließung des Quartiers ist bei der Zuteilung der Grundstücke 
auf die Bauabsichten der Grundeigentümer Rücksicht zu nehmen. Bauwilligen 
Grundeigentümern ist Boden in der ersten Etappe zuzuweisen. Bei Baulandumlegun- 
gen zur Erschliessung von Land für den Wohnungsbau kann die Neuzuteilung mit der 
Verpflichtung verbunden werden, dass die Grundstücke in einer für den Eigentümer 
zumutbaren Frist überbaut oder für Zwecke, die der Uleerbauung dienen, zur Verfü- 
gung gestellt werden (Bauverpflichtung). 

Bereinigung von Rechten, Vormerkungen und Anmerkungen Art. 90 

* Beschränktc dingliche Rechte sowie Vermerkungen und Anmerkungen, die durch die 
Baulandumiegung gegenstandslos werden oder dem Umlcgungszweck entgegenste- 
hen, sind nicht in die Neuzuteilung aufzunehmen. Alle übrigen sind durch Rechte glei- 
chen Inhalte im Neuzustand zu ersetzen. Rechte, die nicht in die Neuzuteilung 
übernommen werden, sind mit Ausnahme der gegcnstandsles gewordenen Rechte 
voll zu entschädigen; 

2 Mit Ausnahme der Grundpfandrechte gehen mit dem Erwerb des Eigentums an den 
neu zugeteilten Parzellen sämtliche beschränkten dinglichen Rechte des allen Be- 
standes unter. Die Grundpfandrechte werden nach Massgabe von Art. 802 ZGB von 
den abzutretenden Grundstücken oder Teilen davon auf die zum Ersatz zugewiese- 
nen Parzellen verlegt. Sofern ein Grundeigentümer kein neues Grundstück zugcwie 
Sen erhält, sind die Grundpfandrechte abzulösen. 

Grenzbereinigung Art. 91 

ı Für ungünstig abgegrenzte Bauparzellerı, die ihrem Flächeninhalt nach überbaubar 
sind, kann der Gemeindevorstand auf Begehren eines Grundcigentümers die Grenz- 
bereinigung anordnen, wenn den anderen beteiligten Grundeigentümern daraus kein 
nennenswerter Nachteil erwächst. 

ı 

3. Quart.crplanverfahron 

Einleitung Art. 92 

* Die Einleitung der Quarticrplanung erfolgt durch Beschluss der Baubehörde. Der Be - 
Schluss kann von Amtes wegen oder auf Antrag der Mehrheit der interessierten 
Grundeigentümer, denen mehr als die Hälfte des Quartierplarıgebietcs gehört, gefasst 
werden. 

2 Der Einleitungsbeschluss hat Angaben über den Zweck der Quartierplanung und _ .  _ 
Abgrenzung des Planungsgobictoc zu enthalten. Er ist öffentlich bekanntzugeben und 
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den betroffenen Grundeigentümern unter Hinweis auf die Einsprachernöglichkeit 
schriftlich mitzuteilen. 

3 Gegen die Einleitung des Verfahrens und die Abgrenzung des Planungsgebietce kann 
innert 20 Tagen bei der Baubehörde Einsprache erhoben werden. 

Ersteren des QuartEerp!anes Art. 93 

11- Nach Eintritt der Rechtskraft des Einleitungsbeschlusscs lässt die Baubehörde den 
Quartierplan durch Fachleute ausarbeiten. Den Grundeigentürnern ist Gelegenheit zu 
geben, dabei rnitzu wirken. 

2 Auf Antrag der Quarticrplanbeteiligtcn kann die Baubehörde die Erstellung des Planes 
den beteiligten Grundeigentümer überlassen, wenn sie den Quartierplan nicht selbst 
in Auftrag geben will. Ein Anspruch auf Auflage eines solchen Quarticrplans besteht 
Fıiehtf 

3 Vor der öffentlichen Auflage ist der Quartierplan dem zuständigen Grundbuchamt zur 
formellen Prüfung zu unterbreiten. Die Baubehörde kann ferner Quartlerpläne, die 
von den Beteiligten selbst erstellt werden, auf deren Kosten beurteilen lassen. 

Öffentliche Auflage, Einsprache Art. 94 

ı Die Baubehörde legt den Quartierplan während 30 Tagen öffentlich auf und gibt die 
Auflage in ortsüblicher Weise bekannt. Die beteiligten Grundeigentümer und allfällige 
von einer Baulandumlegung betroffene Dicnstbarkeitsbcrcchtigtc sowie Inhaber vor 
gemerkter persönlicher Rechte sind vor der Auflage schriftlich zu benachrichtigen. 

2 Während der öffentlichen Auflage kann jedermann, der ein unmittelbares, durch das 
öffentliche Recht geschütztes Interesse hat, sich dem Quartierpian zu widersetzen, 
beim Gemeindevorstand schriftlich und begründet Einsprache erheben. 

3 Die Auflage ist zu wiederholen, wenn auf Grund von Einsprachen der Quartierplan 
geändert wird. Betreffen die Änderungen lediglich einzelne Grundeigentümer, so ist 
diesen Gelegenheit zur Einsprache innert einer Frist von 20 Tagen zu geben. 

Erlass Art. 95 

4 Nach Abschluss des Auflage- und Einspracheverfahrens sorgt die Baubehörde für die 
Erstellung der Mutatisnsdckumcnte für Baulandumlsgungen und Grenzborelrıigurı - 
gen. Gestützt darauf entscheidet sie über den Erlass des Quartierplans. 

2 Der Erlass ist den betroffenen Grundeigentümern und allfälligen Einsprechern, bei 
Baulandumlogungon ausserdem den weiteren Betroffenen schriftlich mitzuteilen. 
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3 Der Eigontumscrworb erfolgt mit dem Eintritt der Rechtskraft des Quartiorplans. 

4 Die Baubehörde lässt den Quartierplan nach Eintritt der Rechtskraft im Grundbuch 
anmerken. Gleichzeitig meldet sie Rechtsänderungen aus Baulandumlegurıgen und 
Grenzbereinigungen zum grundbuchlichen Vollzug an. 

Planungskosten Art. 96 

J- Die Kosten der Quartierplanung einschliesslich der Kosten einer allfälligen Grenzbe 
reinigung oder Baulandumlegung mit den zugehörigen Vermessungs- und Vermar- 
kungskesten sowie der Aufwand der Gemeinde für die Prüfung und den Erlass des 
Quartierplans gehen vollumfänglich zulasten der Quartierplanbctciligten. Dic Gebüh- 
ren für die Behandlung von Quartierplåtnen durch die Baubehörde und die Gemeinde- 
verwaltung werden nach der Gebührenverordnung zum Baugesetz festgesetzt. 

2 Die Planu ngskesten sind nach dem Vorteilsprlnzip auf die Grundeigentümer zu vertei- 
len. Planungekesten, die blass einzelne Grundeigentümer betreffen, sind allein diesen 
zu belasten. 

3 Die Kostenanteile werden nach Abschluss der Quartierplanung mit der Zustellung des 
Kestenverteilers zur Bezahlung fällig. Die Baubehörde kann jedoch die Quartierplan- 
beteiligten bereits während des Verfahrens zur Leistung von Kostenvorschüssen ver 
pflichten. in Rechnung gestellte Kostenanteile sind innert 60 Tagen zu bezahlen. 

Aufhebung oder Abänderung von Quartierplänon Art. 97 

* Haben sich die Verhältnisse seit dem Erlass erheblich geändert, kann die Baubehörde 
Quartierpläne von Amtes wegen oder auf Antrag von Grundeigentümern ganz oder 
teilweise authcben oder ebändern. Die Betroffenen sind vor Einleitung des Verfeh . 
rens enzuhören. ı 

2 Die Baubehörde ist zur Aufhebung oder Abänderung verpflichtet, wenn ein nicht aus- 
geführter Quartierptan geänderten Nutzunge oder Erechlieeeungevereeh ritter: nicht 
mehr entspricht. 

3 Für die Abänderung von Quanierplänen gelten sinngemäss die Bestimmungen über 
deren Einleitung und Erlass. 

Vorbehalt der Baubewilligung Art. 98 

4 Vor der Erstellung der einzelnen Bauten und Anlagen im Quartlerplangeblet ist die 
ordentliche Baubewilllgungsverfahren durchzuführen. 

2 Bauten und Antagen der Quarticrerschlieeeung dürfen erst nach 
Aueführungeprejekte durch die Baubehörde erstellt worden. 

Genehmigung der 



  

 

 
 

 
 

Art. 86 KRG und Art. 40 KRVO sind unmittelbar anwendbar 

^ Bauten und Anlagen (Bauvorhaben) bedürfen einer Baubewilligung. 

^ Der Bewilligungspflicht unterliegen insbesondere: 
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vag BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN 

Unmittelbar anwendbar sind 
für das Baubewilligungsverfahren Art. 86 - 92 KRG und Art. 41 - 49 KRVO, 
für die Koordination Art. 88 KRG und Art. 52 - 59 KRVO, 
für die Verfahrenskosten Art. 96 KRG und 
für die Baukontrolleur Art. 60 - 61 KRVO. 

Baubewilligung 
Art. 86 KRG und Art. 40 KRVO sind unmittelbar anwendbar 

Art. 99 

4 Bauten und Anlagen (Bauvorhaben) bedürfen einer Baubewilligung. 

2 Der Bewilligungepflicht unterliegen insbesondere: 

1. Neubauten sowie Umbauten und Erweiterungen an bestehenden Gebäuden 

2. Änderung der Zweckbestimmung bestehender Bauten und Anlagen oder einzelner .. 

3. Erneuerungen, soweit sie nach Bussen in Erscheinung treten 

4. Abbruch von Bauten oder Gobäudoteilon 

5. Fassaden- und Dachvcrändorungon, Fassadonrcnovationcn 

6. Kleinbauten und provisorische Bauten sowie Fahrnisbauten, Wohnwagen und ähn- 
liche Objekte, die als Ersatz für feste Barton dienen 

7. Alle in den kantonalen Vorschriften über die Fcuerpolizel aufgeführten Bewilli- 
gungefälle 

8. Ar¦!agen zur Nutzung der Sonnenenergie, Wärmepumpen 

9. Anlagen für die Lagerung und den Umschlag von wassergefährdenden Stoffen 
nach den Vorschriften über den Gewässerschutz 

10. Bofördorungsankıgon jeder Art 

11. Private Verkehrsanlagcn, wie Strassen, Wege, Parkplätze 

12. Froiloitungcrı, Aussenantonnon, Funkrnaston, ausgenommen Tolofonlcitungon 

13.Versorgungs- und Transportieitungen wie Wasserversorgungs und Entwässe 
rungsanlagen sowie elektrische Leitungen, ausgenommen Teiefonloitungen 
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14.Re'<!amecinrichtungen, wie Firmentafeln, Verkaufstafeln, Leuchtreklamen und dgl. 

sowie Automaten und Schaukästen 

15. Stutz und Futtormaucrn, wesentliche Torrcıinverändcrungon 

16. Zu Hochbauten gehörende Urngeburıgearbeiten 

17. Einfriedungen jeder Art, ausge normen mobile Weidezäune 

18. Lagerplätze für Material und Güter aller Art 

19. Matorialentnahmostellon wie Kiosgruborı, Steinbrüche 

20. Matorialablagorungcn für Aushub und Abraum matorial 

21 . Deponien für Abfälle, Bauschutt und dgl., Düngeretätten 

22. Camping- und Rastplätze 

23. Die Nutzung geschützter Foldgchölzo 

3 Nicht der Bewilligung unterliegen: 

1. Eine Baureklametafel pro Uberbauung für die Dauer der Bauzeit, sofern die Tafel 
auf dem Baugrundstück aufgestellt wird 

2. Baubaracken auf dem Bauareal für die Zeit der Bauarbeiten mit Ausnahme von 
Wehnbaracken 

3. Firmcntafeln unter 0.15 m2, sofern sie keinen öffentlichen Luftraum beanspruchen. 

Baugesuch Art. 100 

1 Für alle der Bewilligungspflicht unterliegenden Bauten und Anlagen ist bei der Baube- 
hörde ein Baugesuch in 2-facher Ausfertigung auf amtlichem Formular einzureichen. 

2 Baugesuche gemäß Art. 99 Abs. 1 Ziff. 1 haben, soweit erforderlich, zu enthalten: 

1. Situationsplan im Massstab 1:500 (Katasterkopie) enthaltend: Grenzverlauf, Par- 
zellennummern, Grundstücksflächen, überbaute Fläche, Lage der Nachbargebäu- 
de, Zufahrten, Abstellplätze, Baulinien, Grenz- und Gebäudeabstände, versicherte 
Höhenbezugspunkte ' 

2. Bei Um- und Anbauten sowie bei Aussenrenovationen Fotographien des beste- 
henden Gebäudes 

3. Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, Kanalisation, elektrischen Strom, Tele- 
fon . 
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4. Grundriss aller Stockwerke im Massstab 1:100 oder 1:50 mit vollständigen Anga- 
ben über Zweckbestimmung der Räume, Fenster- und Bodenflächen und Trep- 
penmasse 

5. Schnitte 1:100 oder 1:50 mit vollständigen Angaben über Stockwerk und Gebäu- 
dehöhe, alter und neuer Geländeverlaut bis zur Grenze, Strassenhöhen, Meeres- 
höhen 

6. Fassadenpläne 1:100 oder 1:50 mit bestehenden und neuen Terrainlinien 

7. Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Darstellung der Terrainveränderungen, 
Stützmauern, Einfriedungen, vorgesehenen Bepflanzungen, Parkplätze user. 

8. Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestimmung, Bauausführung, Material, 
Farbgebung user. 

9. Berechnung der Ausnützungsziffer und der Abstellplätze, umbauter Raum nach 
SIA 116 

10.Unterlagen für den baulichen Zivilschutz genoss eidgenössischen und kantonalen 
Vorschriften 

11.Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewilligungspflicht unterstellten Anlagen 

12.Energienachweis sowie Ergebnis desselben auf offiziellem Formular 

13.Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversicherung bei Bauten in der Gefahrenzone 

14.Bei Wasser- und Abwasseranschlüssen Angaben über Wasserbedarf, 
durchmesser, Rohmaterial und Gefälle der Anschlussleitungen 

Rohr- 

15.Detailpläne der erforderlichen Vorbehandlungsanlagen für Abwasser 

16.Bei Bauvorhaben, die Luftverunreinigungen verursachen, Emissíonserklärung ge- 
mäss eidgenössischen Vorschriften 

17.Bei Bauvorhaben in Iärmbelasteten Gebieten oder mit eigenen Lärmquellen, Un- 
terlagen genoss eidgenössischen Vorschriften 

18.Unterlagen für Bewilligungen von Grabungen und Sondierungen, für Grundwas- 
serabsenkung und Grundwasserentnahmen sowie von Wärmepumpen für die Be- 
nutzung von Wasser- oder Bodenwärme genoss den Weisungen des Amtes für 
Umweltschutz auf amtlichem Formular 

19.Kostenschätzung sowie Wert der Bauzeitversicherung 

20.Allfällig vertragliche Vereinbarungen mit Anstössern und entsprechende Auszüge 
über Grundbucheinträge oder Anmerkungen 
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3 Bei Baugesuchen nach Art. 99 Abs. 1 Ziff. 2-23 sind nur die zum Verständnis des 
Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen einzureichen. 

4 Die Baubehörde kann bei allen Baugesuchen auf einzelne Planunterlagen verzichten 
oder weitere anfordern, sofern dies für die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig 
ist. Bei besonderen Bauvorhaben kann sie auch die Eingabe eines Modelles verlan- 
gen. 

Art. 89/3 KRG ist unmittelbar anwendbar 

5 Das Baugesuch, die Planunterlagen, die Berechnung der AZ, der Encrgienachweis 
und die Ernissienserklärung sind vom Grundeigentümer, der Bauherrschaft und vom 
Prejektvcrfaeeer zu unterzeichnen. 

Art. 42/4 KRVO ist unmittelbar anwendbar 

6 Bei Umbauten oder Abänderungen bereits zur Bewilligung eingereichter Neubauten 
so!! aus den Plänen der Zustand der betreffenden Bauteile ersichtlich sein (beste 
hend: grau, neu: rot, Abbruch: gelb). 

BCIUQOSPGHFI Art. 101 

4 Mit der Einreichung des Baugesuehes ist für Bauten, die nach Bussen in Erscheinung 
treten, ein Baugespann aufzustellen, das Lage, Höhe und Gestalt des Baues klar er- 
kennen lässt. Aufsehüttungen und Böschungen von mehr als 1 rn Höhe sind ebenfalls 
zu profilieren. 

2 Die Erdgeschosshöhe ist an den Profilen zu markieren. Alle Grenzsteine sind trelzu- 
legen. Bei Bauten an der Kanteneetrasse hat der Baugeoucheteller das zuständige 
kantonalen Tiefbauamt über die Profilierung zu orientieren . 

3 Das Baugespann darf vor der rechtskräftigen Erledigung des Baugesuches nur mit 
Bewilligung der Baubehörde entfernt werden. In jedem Fall ist es jedoch während der 
öffentlichen Auflage stehen zu lassen. Nach Eintritt der Rechtskraft .des Baubcschci- 
des ist das Baugespann umgehend zu entfernen. 

Vorprüfung, Umweltverträglichkeitsprüfung Art. 102 

* Nach Eingang ist das Baugesuch auf Vollständigkeit zu prüfen und festzustellen, ob 
die Bauprofilo ordnungsgcmäss gestellt sind. 

2 Bei 'mangelhafter Baueingabe oder Profilierung ist dem Geeucheteller Gelegenheit zur 
Behebung der Mängel zu geben, bevor das Baugcsuch publiziert wird. 
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3 Est für den 8ntscheid über ein Bauvorhaben eine Umwoltvcrträglichkeitsprüfung (UVP) 

erforderlich, sorgt die Baubehörde nach den eidgenössischen und kantonalen Vor- 
schriften für die Durchführung der UVP. . 

Auflage, Publikation und Einsprachen Art. 103 

4 Bauvorhaben, die nach Bussen in Erscheinung treten, den Zweck einer Baute ändern 
cdcr sonstwie geeignet sind, Rechte Dritter zu beeinträchtigen, sind nach Prüfung auf 
Vollständigkeit und einer allfälligen Ergänzung während 20 Tagen in der Gemeinde 
öffentlich aufzulegen. Baugesucho, denen offensichtlich nicht entsprechen werden 
kann, sind ohne Ausschreibung abzuweisen. 

2 Die Auflage ist rechtzeitig und unter Angabe der Bauherrschaft, der Bauparzelle, des 
Bauvorhabens und der Einsprachcmöglichkeit im amtlichen Publikatiensergan der 
Gemeinde und durch öffentlichen Anschlag bekanntzugeben. Während der öffentli- 
chen Auflage kann bei der Baubehörde schriftlich und begründet Einsprache erhoben 
worden. 

s Auf die Auflage und Publikation kann verzichtet werden, wenn eine Beeinträchtigung 
von Rechten Dritter ausgeschlossen ist. 

Baubescheid Art. 104 

4. Bei Bauvorhaben innerhalb der Bauzonen erlässt die Baubehörde nach Prüfung des 
Baugeeuchee und allfälliger Einsprachen sowie nach Vorliegen der nach eidgenöesi 
scheu oder kantonalem Recht erforderlichen Bewilligungen den Baubescheid. 

2 Das Vorfahren für Bauvorhaben ausserhalb der Bauzeiten richtet sieh nach den kan- 
tonalen Bestimmungen. 

3 Der Baubcscheid ist dem Gecuchstellcr und allfälligen Einsprechern schriftlich zu or- 
öffnen. Ablehnende Baubescheide und Einspracheentscheide sind kurz zu begrün- 
don. Privatrechtliche Einsprachen werden auf den Zivilweg verwiesen. 

4 Eine erteilte Baubewiligung kann vor Baubeginn widerrufen oder abgeändert werden, 
wenn wichtige, bei der Bewilligungserteilung nicht veraussehbarc Gründe des öffentli 
Chen Wehls es verlangen. 

5 Durch die Erteilung der Baubewilligung übernimmt die Gemeinde keine Haftung für 
Konstruktion, Festigkeit, Materialeignung und Sicherheit der :ıuezuführenden Bauten. 

Bedingungen und Auflagen, Revers Art. 105 

il- Baubewilligungen können mit Bedingungen und Auflagen verknüpft werden, soweit 
diese im öffentlichen Interesse liegen, in einem sachlichen Zusammenhang mit dem 
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getroffenen Entscheid stehen und notwendig sind, um einen rechtmässigen Zustand 
zu gewährleisten. 

2 Die Bewilligung von Bauten und Bauteilen, welche nicht mit der gesetzlichen Rege- 
lung übereinstimmen, kann befristet oder an die Bedingung geknüpft werden, dass 
auf Verlangen der Baubehörde innert angemessener Frist der gesetzliche Zustand 
wieder hergestellt wird (Revers). I 

3 Die Baubehörde lässt Reverse sowie dauernde Auflagen auf Kosten der Bauherr- 
schaft im Grundbuch anmerken. 

Baubeginn und Befristen Art. 106 

ı Mit den Bauarbeiten, einschließlich der Erdarbeiten, dort erst begonnen werden, 
wenn die Baubewilligung erteilt und allfällige Rekurse oder Beschwerden letztinstanz 
ich entschieden sind. 

1 

2 Die Baubewilligung erlischt, wenn nicht innert eines Jahres seit Eintritt der Rechts 
Kraft mit dem Bau angefangen wird. Ein begonnener Bau ist mit Einschluss der Um- 
gebungsarbeiten binnen zwei Jahren nach Baubeginn zu vellendsn. Die Baubehörde 
kann diese Fristen auf begründetec Gesuch hin angemessen verlängern. 

3 Wird ein begonnener Bau nicht vollendet, sind unvollendete Bauteile unverzüglich zu 
entfernen, die Baugrube ist aufzufüllen und der ursprüngliche Zustand wieder herzu- 
stellen. 

Bauausführung, Änderungen Art. 107 

* Bauten und Anlagen sind nach den bewilligen Plänen auszuführen. 
.2 Änderungen gegenüber den genehmigten Plänen müssen von der Baubehörde vor 

der Ausführung genehmigt werden. 

3 Können durch eine Prejektänderung Rechte Dritter beeinträchtigt worden, ist ein neu 
es Auflageverfahren durchzuführen. 

Baukontrolleur, Bauabnahme Art. 108 

ı Die Baukernmissicn übt die Kentrcllc über die Bauten und Anlagen aus. Sie prüft die 
Ausführung von Bauvorhaben auf ihre Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Vor- 
schriften und der Baubewilligung und überwacht die Einhaltung von Sicherheits- und 
Schutzbestirnmungen. Sie kann bei bestehenden Bauten und Anlagen Baukentrellen 
durchführen, wenn Anzeichen für eine Ubertretung baugesctzlicher Vorschriften ver- 
liegen. 
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2 Der Baukernmissien und den von ihr beauftragten Aufsichtspersonen ist der Zutritt zu 

den zu kontreliierenden Bauten und Anlagen jederzeit zu gestatten. Baukentrollen an 
bestehenden Bauten und Anlagen sind dem Eigentümer rechtzeitig anzuzeigen. 

e Die Baukentrellen für bewilligte Bauvorhaben werden der Bauherrsehaft im Baube- 
seheid mitgeteilt. Die Bauherrschaft hat den Abschluss der einzelnen Baustadien 
rechtzeitig zu melden. Bei Neubauten und Erweiterung bestehender Gebäudegrund 
misse ist ein Sehnurgerüst zu erstellen, das von der Baukemrnissien der Beginn der 
Maurerarbeiten zu kontrollieren ist. 

4 Nach der Vollendung nimmt die Baukommiesien den Bau ab. Vor dieser Abnahme 
dürfen Neubauten und umgebaute, während des Umbaus nicht bewohnte Gebäude 
nicht-bezogen werden. 

Gebühren Art. 109 

4 Die Gemeinde erhebt für ihre Umtriebe im Baubcwilligungsvertahren kostendeckende 
Gebühren nach der von der Gemeindeversammlung zu erlaccenden Gebührenver- 
.GFëHHH§† 

2 Auslagen für die Einholung von Fachgutachten oder für Bauberatungen gehen zulas- 
ten des Gesuehstcllers und sind zusätzlich zur ordentlichen Baubewilligungsgebühr 
zu entrichten. Die Baubehörde kann die Beverschussung dieser Kosten verlangen. 

e Die Kosten offensichtlich unbegründeter Einsprachen können dem Einsprecher 
berbunden werden. 

VII VOLLZUGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Verantwortlichkeit 
Art. 93 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 110 

il- Für die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften und der Anordnungen der Baubohör 
de, die Ubereinstimmung der auszuführenden Bauten mit den genehmigten Plänen 
und dem Baugespann sowie für die Erfüllung der an die Baubewilligung geknüpften 
Bedingungen und Auflagen sind Bauherrechaft, Architekt, Bauleitung und Unterneh- 
mer verantwortlich. . 

2 Die von der Baukornmiesien durchgeführten Baukentrelten entlasten diese Personen 
nicht von ihrer Verantwertu ng. 
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Widerhandlung 
a) Busse 
Art. 95 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 111 

4 Wer vorsätzlich oder fahrlässig dieses Gesetz oder darauf beruhende Erlasse und 
Verfügungen verletzt, wird von der Baubehörde fit Busse bis zu Fr. 30'000. bestraft. 
Handelt der Täter aus Gewinnsucht, se ist dıIc Baubehörde an das Höchstmass der 
Busse nicht gebunden. 

2 ist die Widerhandlung durch eine juristische Person, eine Kollektiv- oder Kommandit - 
gcccllschaft oder eine Porsoncngecamtheit ohne Rechtcpersönlichkeit begangen 
werden, so sind die Strafmassnahmen auf die Personen anwendbar, die in deren 
Namen gehandelt haben oder hätten handeln sollen. Für Bussen und Kosten haftet 
die juristische Person, die Gesellschaft oder die Perconcngesamtheit solidarisch. 

3 Die Baubehörde ermittelt den Sachverhalt und die persönlichen Verhältnisse des Be 
trotteten. Dieser ist vor Ausfällurıg der Busse anzuhören. 

( 

b) Widerherstellung 
Art. 94 KRG ist unmittelbar anwendbar 

Art. 112 

4 Die Bauhcrrechaft hat einen vorechriftswidrigen Zustand auf Aufforderung der Bau-- 
behörde hin zu beseitigen, gleichgültig ob sie für deeeen Herbeiführung bestraft wor- 
den ist oder nicht. 

2 Kommt die Bauherrsehaft dieser Aufforderung innert Frist nicht nach, so lässt die 
Baubehörde die erforderlichen Massnahmen auf deren Kosten durch Dritte verneh 
FFIGFE 

3 Für die Kosten der Ersatzmacsnahmc steht der Gemeinde ein gesetzliches Pfand - 
recht gegenüber dem Grundeigentümer zu. 

4 Bei blass formellen Verstößen gegen die Bewilligungspflicht ist von der Wiedcrher 
stctlung abzusehen und ein nechträglichcs Baubewilligungsverfahrcn durchzuführen. 

Rechtsmittel 
Art. 100 - 104 KRG sind unmittelbar anwendbar 

Art. 113 

4- Beschlüsse der Gemeinde über Erlass oder Abänderung des Baugcsctzcs, des Ze 
ncnplanes, des Genereller Gestaltungsplancs und des Genereltcn Erschliessungs- 
plancs können innert 20 Tagen seit der öffentlichen Bekanntgabe durch Beschwerde 
bei der Regierung angefochten werden. 

2 Beschlüsse und Verfügungen der Baubehörde auf Grund dieses Gesetzes oder dar- 
auf beruhender Erlasse können innen 20 Tagen durch Rekurs beim Verwaltungsge- 
richt angefochten werden. 
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3 Verfügungen und Anordnungen der Baukommission oder einzelner Gemeindefunktio- 
näre bei der Anwendung des vorliegenden Gesetzes können innert 20 Tagen seit Mit- 
teilung durch Einsprache bei der Baubehörde angefochten werden. 

Inkrafttreten Art. 114 

1 Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme in der Gemeindeversammlung mit der 
Genehmigung durch die Regierung in Kraft. 

2 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche und Planungen anwendbar, die bis 
zum Inkrafttreten des Baugesetzes noch nicht bewilligt bzw. genehmigt sind. 

f 3 Mit dem Inkrafttreten des revidierten Baugesetzes werden sämtliche nicht mehr in der 
vorliegenden Revisionsvorlage enthaltenen Bestimmungen des Baugesetzes vom 
15. Januar/ 12. Juli 1982 aufgehoben. 

Von der Gemeindeversammlung Mastrils beschlossen am 16. Dezember 1994 

Der Präsident: Der Aktuar: 

sig. P. Buschauer sig. F. Niggli 

Ä 

Von der Regierung genehmigt gemäß Beschluss vom 15. August 1995 (Prot. 1946) 

Namens der Regierung: 

Der Präsident: Der Kanzleidirektorz 

sig. Dr. Aliesch sig. Dr. Riesen 
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